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Der grösste Teil dieser Arbeit ist in Professor Jelliiieks 
Seminar in Heidelberg entstanden. Da dieser Gegenstand als 
ein Ganzes weder von den deutschen noch von den englischen 
Publicisten behandelt worden ist, habe ich es' gewagt, auf Em- 
pfehlung Professor Jellineks, das Resultat meiner Untersuch- 
ungen und Studien zu veröffentlichen. 

Obwohl Amerika das grosse Glück gehabt hat seine Ver- 
fassungsgeschichte und politische Zustände von einem Bancroft, 
de Toqueville, von Holst und Bryce in grossartiger Weise 
untersucht und geschildert zu sehen, fehlt es doch noch an 
Monographien oder Arbeiten, welche den Zweck haben, spezi- 
fische Gegenstände oder eigentümliche politische Einrichtungen 
einer eingehenden Tutersuchung und wissenschaftlichen Er- 
örterung zu unterziehen. Man hat auch bis in neuerer Zeit 
sowohl in Amerika wie in Europa dem Bundesstaat beinahe 
seine ganze Aufmerksamkeit gewidmet, und die Einzelstaaten 
ganz and gar ignoriert. Von Holst hat zwar in seinem Staats- 
recht der Vereinigten Staaten (Siehe Maquardsens Handbuch 
d. ö. Re^'.htes) die Einzelstaaten in Betracht gezogen, aber er 
scheint, wie Rüttiman es voi* ihm auch nicht gethan hat, die 
grosse Rolle, welche das Volk bei der Gesetzgebung spielt, 
nicht zu würdigen. Bryce (American Commonwealth), der als 
Engländer und Staatsmann einen schärferen Blick in politischer 
Hinsicht besitzt, übersieht nichts, und widmet den Einzelstaaten 
eine besondere Aufmerksamkeit, aber es fehlt bei ihm, wie bei 
den meisten Engländern an systematischer Darstellung. Ein 
neuerschienenes französisches Buch (Etablissement et Revision 
des Oonstitutions en Amerique et Europe. Paris 1893.), von 
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Charles Borgeaud verfasst, enthielt aiicli einige Bemerkungen 
über (las Konvention-System und die Teilnahme des Volkes an 
der Gesetzgebung in den Einzelstaaten der Union, aber wir 
konnten das Buch seines späten Erscheinens halber nicht mehr 
benutzen. Die Amerikaner haben selbst in neuerer Zeit durch 
Monographien und Zeitschriften mit anerkennenswertem Fleis.s 
gearbeitet die obenerwähnte Lücke in der Litteratur auszu- 
füllen. Jameson's „Constitutional Conventions* und Mason's 
„Veto Power**, die wir oft eitleren mussten, sind in dieser Hin- 
sicht musterhafte Leistungen, obwohl wir nicht immer mit deren 
Schlussfolgerungen übereinstimmen können. Cooley (Constitu- 
tional Limitations) als Jurist behandelt mehr die Schranken, 
welche die gesetzgebenden Körper in ihrer Thätigkeit wirklich 
hemmen, als die Mittel, welche zur Verfügung stehen, um diese 
zu kontrollieren. Noch zu erwähnen wären einige Arbeiten, 
welche in „Johns Hopkins University Studies** enthalten sind, 
aber es muss zugegeben werden, dass viele dieser Arbeiten 
sehr mangelhaft sind. Wir verweisen aber besonders , auf Davis 
„American Constitutions* (Series HI) hin. 

Ich bin mir der Mängel dieser Arbeit wohl bewusst; aber 
ich glaube sagen zu dürfen, dass sie mehr den Schwierigkeiten 
zu verdanken sind, mit welchen man in Europa kämpfen muss, 
um die Quellen des amerikanischen Verfassungsrechtes und 
deren Geschichte zur Benutzung zu ziehen, als eigener Schuld. 

Zum Schlüsse bleibt mir noch übrig Herrn Prof. Jellinek 
meinen besten Dank auszusprechen für Unterstützung und 
manchen guten Rat, Herrn Hauptlehrer Nepple für manche 
Sprachverbesserungen und Herrn D. K. Goss, meinem Kollegen, 
mit welchem ich viele dieser Fragen erörtert habe. 

Heidelberg, Mai 1894. 

Cr. Arnos S. Hershey. 
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Die politischen Bestrebungen dieses Jahrhunderts auf dem 
Festlande Europas gehen, dem Vorbilde Englands folgend, mei- 
stens dahin, Garantieen zu finden, um das Volk und die Volks- 
vertretung gegen die Uebergritfe der Regierung zu schützen. 
In England führte der lange und heisse Kampf zwischen Par- 
lament und Monarch zur entscheidenden Niederlage des Monarchen 
durch die „glorreiche Revolution** von 1688, so dass dieser Staat 
heute nur noch den Charakter einer Scheinmonarchie bewahrt, 
und das Parlament, und zwar das Plans der Gemeinen, als 
wirklicher Souverän bezeichnet werden muss. Auf dem Fest- 
lande aber, besonders aber auch in Deutschland, bewährte sich 
das sogenannte „monarchische Prinzip'', welches das natürliche 
Uebergewicht und die verschlingende Thätigkeit des gesetz- 
gebenden Körpers hemmt und ihr entgegenwirkt. Dabei hat aber 
die Volksvertretung eine machtvolle Stellung hinsichtlich der 
Gesetzgebung und Verwaltung erworben, welche nicht nur als 
eine Mitwirkung an der Gesetzgebung, sondern auch als eine 
Kontrolle der Verwaltung aufgefasst werden muss, und welche 
sich auch auf Verfassungsänderungen erstreckt. Die gesetz- 
gebenden Körper — freilich mit Sanktion des Monarchen — 
haben aber nicht nur die Befugnis, Verfassungsänderungen auf 
dem Wege der Gesetzgebung herbeizuführen — freilich auch 
unter erschwerenden Formen — , sondern, und das ist vielleicht 
das wichtigste, — sie haben auch zu entscheiden, ob eine Ver- 
fassungsänderung eigentlich vorliegt. Nun werfen wir die Frage 
auf: Hat man nur für Garantieen gegen einen Machtmissbrauch 
der Regierung zu sorgen? Können die gesetzgebenden Köri)er 
nicht auch verfassungswidrig handeln P Welchen Schutz hat die 
Minorität gegen solche Handlungen? Giebt es also kein parla- 
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mentarisches UmeclitP Welche Hemraungainitt«! stehen: 
fügung, um sowohl das Volk als auch die Regierung 
parlanieiitarische Uebeigrifte zu schützen f *) Wir machei 
ders darauf aufmerksam, dass die Frage von einer ganz 
ordentlichen Wichtigkeit in einem Bundesstaat ist, 
Rinzelstaaten der Gefahr verfassungswidriger Handhinj 
Buudesparlaments sehr ausgesetzt sind. 

Statt diese Frage auf theoretischer Baaie zu erörte 
weisen wir auf die Hemmangsmittel verschiedener Art, i 
chen man in den Vereinigten Staaten von Nordameri 
Versuch gemacht hat, die gesetzgeberische Tbätigkeit 
gislaturen zu hemmen und verfassungswidrige Handlnng 
selben zu verhindern, und auf die Erfahrungen, welche i 
diesen dort gemacht hat. 

In den Vereinigten Staaten wurde die Gefahr eine 
schränkten Herrschaft der gesetzgebenden KOrper seil 
den grossen Staatsmännern des vorigen Jahrhunderts bi 

Schon Jefferson, der mächtigste Apostel der Dem 
weist in seinen «Notes on Virginia"*) auf die Gefahr ei 
wählten Despotismus hin, und in einem Brief an Madis 
15. März 1789 sagt er: „Die vollziehende Gewalt ist ni 
einzige in unserer Regierung und vielleicht nicht der 
sächlichste Gegenstand meiuer Sorge. Die Tyrannei der 
geber ist jetzt und wird noch manches .Jahr die furch 
Gefahr bilden." Auch Madison, einer der Väter der 
Verfassung, hatte in der Bundesversammlung von 1787 
folgender Weise geäussert: „Die Erfahrung lehrt, da: 
Tendenz in unseren Regierungen vorhanden ist, alle Ge 
den legislativen Strudel zu werfen. Diejenigen, welche 
Staaten die exekutive Gewalt auszuüben haben, sind nii 
mehr als Ziffern. Die Legislaturen sind allmächtig. Wei 
wirksames Mittel gegen die Eingriffe der letzteren e 
wird, wird eine Revolution unvermeidlich sein." Im Födei 



1) W[r verweisen besondere auf eine Kehr zeitgetnOsse Abhandlung 
fesBoriieorg Jellinek hin, Dher .Einen Verfassungagerichtshof fOr Oesle 
welche wir an dieser Stelle benutzt liaben. 

•2) a. 195 von Madison im Fülle ralistcn Nr. 4K citiert. 
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drückt er denselben Gedanken aus.*) Er meint, in einer reprä- 
sentativen Republik sei die legislative Gewalt der Freiheit ge- 
fährlicher als die exekutive, und weist zur Bestätigung seiner 
Ansicht auf die Erfahrungen in den Einzelstaaten, besonders 
in Virginia und Pennsylvania hin. Auch James Wilson von 
Pennsylvania, ein hervorragendes Mitglied der Bundesversamm- 
hing, fürchtete, (tass die Legislaturen alle anderen Gewalten 
verzehren werden. 

Diese Aeusserungen, welche freilich unter dem Einfluss Rous- 
seauischer undMontesquieu'scher Ideen gemacht wurden, beziehen 
sich aber hauptsächlich auf eine Reaktion, welche damals gegen 
die früheren kolonialen Zustände gerichtet war. Die Macht der 
Legislaturen wurde in der kolonialen Periode nicht nur durch 
das Zweikammersystem gebrochen, sondern der König von Eng- 
land und die von ilim ernannten Gouverneure*) hatten eine 
grosse Machtbefugnis. Alle Beamten, einschliesslich der Richter 
wurden von den Gouverneuren ernannt. Diese sowohl als der 
König von England hatten ein absolutes Vetorecht;') sie hatten 
auch die Befugnis, das „Council, das heisst die erste Kammer, 
einzuberufen und zu suspendieren, die Kammern einzuberufen 
und aufzulösen.*) Der König hatte übrigens auch die höchste 
Gerichtsbarkeit. Diese Zustände waren es also, welche zu einer 
Reaktion führten und es verursachten, dass das Volk während 
der Revolution alle wirkliche Gewalt in die Hände ilirer Re- 
präsentanten legte, so dass die Legislaturen in vielen Staaten, 
wie Bancroft uns berichtet, eine fa«t absolute Macht entfalteten. 

Nun betrachten wir näher den Ursprung und Charakter der 
Verfassungen der revolutionären Periode von 1776 bis 1784. 
Diese sind von grossem Interesse .dadurch, dass sie die ersten 
erfolgreichen Versuche sind, eine durch Hemmungsmittel und 



1) The Federalist Nr. 48. 

2) Nur zwei Kolonien haben ihren Gouverneur, wie auch alle sonstigen Be- 
amten, einschliesslich der Richter, gewählt 

3) In Maryland, Rhode Island und (Connecticut mussten aber die (lesetze 
nicht von dem Ronig genehmigt werden. In Rhode Island und Connecticut be- 
sass der Gouverneur kein Veto. 

4) Das war aber in Massachusetts, Rhode Island und C/onnecticut nicht 
der Fall. 
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Gegengewichte eingeschränkte Regierungsform ins Leben zu 
rufen. Sie verdanken ihren Ursprung den englischen bez. kolo- 
nialen Freibriefen, welche von dem König von England erteilt 
wurden.*) Diese königliche Befugnis, Freibriefe zu erteilen, 
ging also nach der Unabhängigkeitserklärung vom Jahre 1776 
wenigstens in der Theorie auf das Volk über, welches aber mit 
nur zwei Ausnahmen die Befugnis, Verfassungen zu adoptieren, 
den neugeschaffenen Konventionen oder ihren Legislaturen über- 
liess. *) 

Diese räumten aber, wie Madison und Jefferson bereits 
klagten, den Legislaturen eine ganz übefwiegende Macht ein, 
welche das ganze Staatsleben zu verschlingen drohte.') Das 
Zweikammersystem wurde zwar beibehalten,^) aber in neun 
Staaten wurden die Gouverneure von den Legislaturen gewählt 
und gewöhnlich nur für ein Jahr. In jedem Staat wurde der 
Gouverneur von einem »Privy Council** (Geheime Rat) kontrol- 
liert, welches gewöhnlich auch von den Legislaturen ernannt 
wurde. Nur in zwei Staaten hatte er ein suspensives Veto,*) 
und in New- York musste er dieses mit dem Obergericht teilen. 
In keinem Staat konnte er das Ernennungsrecht einzig und 
allein ausüben.^) 

Das auffallendste aber vielleicht in diesem Systeme war, 
dass in fünf Staaten von selten der Legislaturen weitgehende 
richterliche Funktionen ausgeübt wurden, die erste Kammer mit 

1) Wie Bryce bemerkt (Bd. I S. 34 ^The American Commonwealth*"), ist es 
auch möglich, dass die Erinnerung an die «Instrument of Government*" von 
1653 auch eingewirkt hat 

2) Wie wir sehen werden, wurden nur die Verfassungen von Massachusetts 
1780 und von New-Hampshire 1784 vom Volke direkt genehmigt. Wenn wir 
vom „Volke sprechen, ist „Volk" gewöhnlich in politischem Sinne zu verstehen, 
d. h. die Wahlberechtigten unter dem Volke, welche freilich eine Minorität des 
ganzeli VoUces bilden. 

3) Auch die „Articles of Confederation'' sind vielfach von den Legislaturen 
adoptiert worden. 

4) Mit Ausnahme von Pa's von 1786—1790, Georgia's von 1777— 1789 und 
Vermont's von 1786—1836. 

5) In Massachusetts und New- York. 

C) In sechs Staaten wurden die Richter sogar von den I^egislaturen gewählt 
In vier Staaten wurden sie von den Gouverneuren und „Councils"" ernannt. In 
Delaware allein wurden sie vom Volke gewählt. 
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dem Gouverneur oder Lieutenant - Gouverneur gewöhnlich als 
höchstes Appellationsgericht fungierend. ^) Nun ist es klar, dass 
die Hemmungsmittel, welche gegen das üebergewicht und die 
Eingriffe der gesetzgebenden Körper sich sowohl in den Ver- 
fassungen der Einzelstaaten als der Union befinden, als eine 
natürliche Folge der früheren Zustände anzusehen sind. 

Also gegen das Ende des vorigen und im Laufe dieses 
Jahrhunderts treten die Bestrebungen, die Macht der gesetz- 
gebenden Körper durch Hemmungsmittel verschiedener Art mög- 
lichst einzuschränken, ganz in den Vordergrund. Das Zwei- 
kammersystem wurde auch in Pennsylvania und Georgia ein- 
geführt, und nach dem Vorbilde Massachusetts wurde dem 
Präsidenten der Union ein suspensives Veto durch die Unions- 
verfassung eingeräumt. Das Veto wurde in allen Staaten mit 
nur vier Ausnahmen auch den Gouverneuren der Einzelstaaten 
anheimgestellt, und das Recht, auf welches die Richter Anspruch 
machten, die Gültigkeit der Gesetze zu prüfen, wurde überall 
anerkannt. Der Gouverneur wird überall vom Volke gewählt, 
statt von den Legislaturen, und auch für eine längere Zeit, als 
es früher der Fall war, gewöhnlich für zwei bis vier Jahre. 
Nur in drei Staaten bewährte sich das „Privy-Council**. Die 
Richter werden heute in ungefähr 30 Staaten direkt vom Volke 
gewählt für eine Zeitdauer von 2—21 Jahren, durchschnittlich 
für 8Vj Jahre. ^) Es ist auch wahrzunehmen, dass eine Tendenz 
vorhanden zu sein scheint, sie für eine längere Amtsdaner ein- 
zusetzen. Das Recht der Anklage vor der ersten Kammer hat 
sich aber überall, mit Ausnahme Oregons, wie es scheint, be- 
währt; es wird aber sehr wenig Gebrauch davon gemacht.^) 
Also sehen wir, dass die richterliche sowohl als die exekutive 
Gewalt immer mehr und mehr den Legislaturen gegenüber selbst- 
ständiger werden, indem sie sich beide mehr und mehr auf das 
Volk stützen und doch ihre Selbstständigkeit dem Volke gegen- 
über durch eine längere Amtsdauer der Beamten bewahren. 

1) Das «House of Lords" in England diente freilich in dieser Hinsicht als 
VorbUd. 

2) Nur in fünf Staaten und im Bundesstaat werden sie auf Lebenszeit er- 
nannt, und in vier Staaten werden sie noch von den Legislaturen^ gewählt. 

3) Siehe Davis, American Constitutions,^ Johns Hopkins University Studies 
Ser. 3, 1 für eine sehr eingehende Untersuchung dieser Fragen. 
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Etwa seit der Mitte dieses Jahrhunderts, nachdem das 
Konventionsystem sich allmählich verbreitet hatte, — nach 
welchem die Verfassungen von Konventionen formuliert und dem 
Volke direkt vorgelegt werden, — fijig das Volk selbst an, und 
zwar hauptsächlich durch Verfassungsbestimmungen, an der 
Gesetzgebung teilzunehmen. 

Die neueren Verfassungen ^) besonders liefern einen Beweis 
dafür, dass diese Form der Gesetzgebung immer populärer und 
bezüglich der verschiedenen Fragen der Gesetzgebung in immer 
ausgedehnterer Weise eingeführt wird. Es ist auch zu bemerken, 
dass sich in den Verfassungen eine ganze Reihe Hemmungs- 
mittel verschiedener Art befinden, welche sich vielfach auf die 
Geschäftsordnung der gesetzgebenden Körper beziehen. 

Als Hemmungsmittel der gesetzgebenden Körper in den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika sind also in betracht zu 
ziehen: erstens diejenigen, welche dem Inhaber der exekutiven 
Gewalt zustehen, bez. das Vetorecht; zweitens die Befugnis, 
welche die Richter haben, Gesetze nach ihrer Verfassungsmäs- 
sigkeit zu prüfen, also das richterliche Prüfungsrecht; drittens 
diejenigen Hemmungsmittel, welche dem Volke selbst unmittel- 
bar zustehen, bezw. das Konventionsystem und das amerika- 
nische Referendum, und endlich viertens Hemmungsmittel von 
geringerer Bedeutung, welche von den Verfassungen vorge- 
schrieben sind. 

Auf das Zweikammersystem als Hemmungsmittel der gesetz- 
gebenden Körper in den Vereinigten Staaten werden wir nicht 
näher eingehen. Wir weisen nur auf seinen historischen Ur- 
sprung aus der mittelalterlichen Ständeverfassung hin,^ auf die 
Thatsache, dass es heute in allen Staaten sowie im Bundes- 
staat existiert, und auf die grosse Bedeutung, welche es als 
Hemmungsmittel hat, was woJil in erster Linie zu nennen wäre. 

Die öffentliche Meinung könnte man vielleicht thatsächlich 
als das wirksamste Hemmungsmittel aller Regierungshandlungen 



1) Siehe besonders die Verfassung Califomia's, Montana's, North und South 
Dakota's, Wyoming's, Idaho's, Washington's u. s. w. 

2) In der Union kam auch die Idee der Gleichheit der Einzclstaaten zum 
Ausdruck durch die Organisation des Senates. 



— 7 - 

in den Vereinigten Staaten bezeichnen, aber sie hat keine be- 
schlussfähigen Organe, um iliren Willen zu äussern, und ihrer 
Natur nach entzieht sie sich jeder wissenschaftlichen Erörte- 
rung. *) Wir werden sie jedoch nicht ganz ausser tjetracht 
lassen. *) 



Abschnitt I. 



Diejenigen Hemmungsmittel der gesetzgebenden Körper, 
welche der Exekutive zustehen, bez. das Vetorecht. 

Art. 1 § 7 Absatz 2 der Bundesverfassung der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika bestimmt: ^Jede Bill, welche von dem 
R^präsentantenhause und dem Senate angenommen worden ist, 
soll, ehe sie Gesetz wird, dem Präsidenten der Vereinigten 
Staaten vorgelegt werden ; genehmigt er sie, so soll er sie unter- 
zeichnen; genehmigt er sie aber nicht, so soll er sie mit seinen 
Einwendungen dem Hause zurückschicken, in welchem sie ent- 
standen ist; dieses soll die Einwendungen ausführlich (at large) 
in sein Journal eintragen und daran gehen, sie wieder zu be- 
raten. Wenn nach solcher Wiederberatung zwei Drittel jenes 
Hauses übereinstimmen, die Bill anzunehmen, so soll sie zu- 
sammen mit den Einwendungen dem anderen Hause geschickt 
werden, von welchem sie ebenfalls wieder beraten werden soll ; 
und wenn sie von zwei Dritteln dieses Hauses angenommen 
wird, soll sie Gesetz werden. Aber in allen solchen Fällen soll 
die Abstimmung beider Häuser durch bestimmtes Ja oder Nein 
geschehen, und die Namen der Personen, die dafür und dagegen 
stimmen, sollen in dem Journal beider Häuser eingetragen werden. 
Im Falle dass irgend eine Bill nicht von dem Präsidenten binnen 



1) Siehe Bryce, „The American Commonwealth**, Bd. *2, S. 250 u. s. w. Wir 
sind überzeugt, dass man in Europa keine richtige Vorstellung von der Bedeu- 
tung und Wirksamkeit hat, welche die Macht der öffentlichen Meinung in den 
Vereinigten Staaten wirklich hat. 

2) Siehe unten Abschnitt 3. 
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10 Tagen, nachdem sie ihm vorgelegt worden ist (Sonntage aus- 
genommen), zurückgeschickt wird, soll dieselbe Gesetz werden 
in gleicher Weise, als ob er sie unterzeichnet hätte, es sei denn, 
dass der Kongress durch seine Vertagung die Zurückgabe der- 
selben verhindert hat." Absatz 3 dehnt diese Bestimmungen auf 
jede Abstimmung aus, zu welcher die Uebereinstimmung des 
Senates und des Repräsentantenhauses notwendig ist, eine Frage 
der Vertagung ausgenommen. 

Diese Bestimmungen hat die Bundesversammlung von 1787 
aus der MassacJiusetts-Verfassung von 1780 entnommen, welche 
Folgerung wir aus folgenden Thatsachen herleiten. Der Ab- 
geordnete Elbridge Gerry von Massachusetts hat den erwähnten 
Paragraphen in der Bundesversammlung vorgeschlagen, der 
Inhalt beider Verfassungen ist in dieser Beziehung derselbe,') 
und Massachusetts ist der einzige Staat gewesen, welcher zu 
dieser Zeit das Veto in dieser Form hatte.*) 

Zuerst wollen wir einen kurzen Ueberblick über den Ur- 
sprung und die historische Entwicklung der Vetogewalt in Eng- 
land und den Vereinigten Staaten geben. In England, wo allein 
sich eine regelmässige Gesetzgebung von selten des Parlaments 
ausgebildet hatte, war das Veto ein Rest der früheren legis- 
lativen Gewalt der englischen Könige, welche sich heute nur 
noch als ein Sanktionsrecht bewahrt hat. Die Versuche, die 
Teilnahme des Königs an der Gesetzgebung auf die Stellung 
'der germanischen ^principes* zur Gesetzgebung zurückzuführen, 
wollen wir unberührt lassen.^) Begnügen wir uns mit ihrer 
Entwicklung auf englischem Boden. 

Als das anglosächsische Königreich sich weiter und weiter 
über die Insel ausdehnte, als die „Thegns** der Könige zahl- 
reicher und mächtiger wurden, wuchs der Einfluss der könig- 



1) In Massachusetts aber wurden dem Gouverneur nur fünf Tage zur 
Ueberlegung gestattet. 

2) Siehe Mason, «The Veto Power" S. 19 Note 2; Bryce, .»The American 
Commonwealth** Bd. I S. 641 und die Verfassung Massachusetts von 1780 Gh. I 
§ 1 Art. 2. 

3) Siehe Mason, „The Veto Power" S. 12. 



— 9 — 

liehen Gewalt über das „Witenagemot.** *) Diese Entwicklung: 
vollzieht sich nach der Eroberung durch die Normannen im 
Jahre 1066.^) Die Zustimmung des Parlaments zur Gesetz- 
gebung wird eine blosse Form; jedoch werden die rechtlichen 
Fonnen immer beobachtet. Faktisch blieb der König der wirk- 
liche Gesetzgeber bis ins 14. Jahrhundert hinein. Er schreibt 
die Gegenstände der Gesetzgebung sowohl als das Verfahren 
vor. Oft entsteht ein Gesetz einfach durch Proklamation.') 
Nach dem 14. bis ins 18. Jahrhnndert hinein gehen die Bestre- 
bungen des Parlaments besonders dahin, die legislative Gewalt 
der Könige möglichst zu beschränken. Dies ging auf folgende 
Weise vor sich. Das Unterhaus legte dem König Petitionen 
vor, ein Gesetz über einen gewissen Gegenstand zu machen; 
aber da der König dieses wenig beachtete, entwarf endlich das 
Unterhaus diese Petition in der Form eines Parlamentsaktes, 
welchen der König sanktionierte, indem er sagte: „Soit droit 
fait comrae est desire**, „Le roy le veult^, oder „soit fait comme 
il est desire" (dem Gegenstand der Bill nach), oder welche er 
ablehnte, indem er höflicher Weise sagte: „Le roy s'avisera."^)*) 
Mit Beginn des 16. Jahrhunderts war diese Praxis bereits fest- 
gestellt. Der König hatte die Initiative in Betreff der Gesetz- 
gebung verloren, und es blieb ihm nur noch das Recht der 
Sanktion und des Vetos übrig. Mateiielle Gesetze in der Form 
von Proklamationen kommen aber im 17. Jahrhundert noch sehr 
häufig vor. Im Jahre 1610 protestierten die Richter gegen diese 
Form der Gesetzgebung und begründeten die modenie Doktrin 
damit, dass Proklamationen nicht Gesetze seien. '^) Die Macht, 

1) Siehe Freeman, ^Growth of the english Constitution'* S. 36, 50 und 60. 

2) Siehe Stubbs, „Select Charters** S. 17—35. 

3) Hearn, ..Government of England** S. 37 von Mason citiert. 

4) Siehe Jellinek, Gesetz und Verordnung S. 6 und Note 8. 

5) Siehe auch Hearn, .«Govemment of England" S. 65, 58 und 61, und 
May, «Law, Priviliges etc. of Parliament*", 6. Auflage, S. 496. 

6) Siehe Gardiner's „History of England**, Bd. 2, S. 104—105. Im Jahre 
1766 hat Chatham noch versucht, die Ausfuhr von Weizen durch Proklamationen 
zu verhindern, er wurde dabei durch eine „Act of Indemnity** geschätzt, welche 
aber solche Proklamationen für vriderrechtlich erklärte. Siehe 7 Georg 3, C. 7. 
In seltenen FäUen giebt der König von England noch heute Gesetze, z. B. im 
Falle einer Eroberung von neuem Gebiet. Siehe Dicey, „Law of the.Constitution** 
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Gesetze zu suspendieren, worauf die Könige Anspruch machten, 
sowie die Macht, einzelne Individuen von der Wirkung ge- 
wisser Gesetze zu suspendieren, wurde erst durch die , glor- 
reiche" Revolution von 1688 dem König völlig genommen.') I>as 
Vetorecht wird bis ins 18. Jahrhundert hinein ausgeübt, aber 
nach 1688 kam es mehr und mehr ausser Gebrauch. Wilhelm IIL 
hat, soviel wir wissen, nur sechsmal davon Gebrauch gemacht,') 
und Königin Anna verweigerte die Sanktion einer Bill das letzte 
Mal im Jahre 1707.*) Es wird heute von einem ausgezeichneten 
englischen Schriftsteller erklärt, dass die Königin ihr eigenes 
Todesurteil unterzeichnen müsse, wenn es die beiden Häuser 
ihr schickten.*) Dieser Verfall des Vetos in England ist wohl 
nicht nur der zunehmenden Schwäche der Krone zu verdanken, 
sondern vielmehr dem Umstände, dass das Ministerium eine 
Gesetzesinitiative besitzt und daher kein Anlass zur Ausübung 
dieser Befugnis wirklich vorhanden ist. 

Das absolute Veto wurde im Laufe des 17. und 18. Jahr- 
hunderts von England in die amerikanischen Kolonien über- 
tragen. Den Gouverneuren, welche in elf Kolonien von dem 
Könige oder von den Eigentümern ernannt waren,*) war diese 
Befugnis, mit Ausnahme Rhode Islands, Connecticuts und Penn- 
sylvanias, unbedingt eingeräumt. Aber nicht nur die Gouver- 
neure, sondern ausserdem übte der König von England diese 
Gewalt in zehn Kolonien aus.*) Sowohl er als seine Gouverneure 
haben von diesem Vetorecht sehr viel Gebrauch gemacht — ja 
man kann sagen, dass sie einen grossen Missbrauch damit ge- 
trieben haben, was wphl als eine der Ursachen der Revolution 



1) I. Wüliam und Mary, sess. 2, C. 2, I st. BiH of Rights. Siehe Hallam, 
Const. History of England, 3, 62. 

2) Mason, ^Veto Power" S. 16, Note 6. 

3) Diese war eine „Militia-Bill" für Schottland. Todd (rarliamentary Go- 
Tornment in the English Colonies Bd. 2, S. 319) erwähnt einen Fall im Jahre 1858, 
wo Aenderungen in einer Privatbill stattgefunden haben, in Folge einer Andeu- 
tung, dass das königliche Vetorecht dagegen eingelegt werden würde, wenn 
diese nicht vorgenommen werden. 

4) Bagehot, ,,English Constitution*' S. 83. 

5) Das war nur in Rhode Island und Connecticut nicht der Fall. 

6) Ausnahmen sind Rhode Island, Connecticut und Maryland gewesen. 



— 11 — 

anzusehen ist. *) Unter diesen Umständen kann man das grosse 
und allgemeine Misstrauen, welches zu dieser Zeit gegen die 
exekutive Gewalt gerichtet war, sehr gut verstehen. In den 
Jahren, die der Unabhängigkeits-Erklärung von 1776 folgen, 
wurde das absolute Veto tiberall beseitigt und durch die Mas- 
sachusetts-Verfassung von 1780 in ein relatives Veto verwan- 
delt. In dieser Form also ging es im Jahre 1787 in die Bundes- 
oder Unionsverfassung über, und dann allmählich auch in fast 
alle Verfassungen der Einzelstaaten. *) Es ist auch zu bemerken, 
dass die Ansichten, welche Blackstone und Montesquieu von 
der englischen Verfassung verbreiteten, noch in ,den Kolonien 
wie in aller Welt fortdauerten, und da Georg III. das Parlament 
durch Bestechung gefügig machte, glaubte man noch im 18ten 
Jahrhundert an die Macht des Königs von England und fürch- 
tete eine starke exekutive Gewalt. Diese Furcht trat in der 
Bundesversammlung von 1787 deutlich hervor, aber sie wurde 
glücklicherweise durch die vielleicht ebenso grosse Furcht vor 
der legislativen Gewalt überwunden. Man sah früh ein, dass 
nicht nur eine einzige Person an der Spitze der Regierung 
stehen sollte, sondern auch, dass dieser ein Veto von irgend 
t^iner Art zur Verteidigung der exekutiven Gewalt gegenüber 
der legislativen notwendig sei.') Glücklicherweise wurde der 
Vorschlag Hamiltons, dass das Veto ein absolutes sein solle, 
verworfen, wie auch der Vorschlag Randolphs und Madisons, 
ein „Council of Revision** einzusetzen, aus dem Präsidenten und 
den Mitgliedern des nationalen Gerichts zusammengesetzt, nach 
dem Vorbilde New-Yorks, um ein suspensives Veto auszuüben.*) 

1) Siehe UnabliäDgigkeitserkl&rung. 

2) In mehreren Staaten übte damals eine Kommission diese Funktion aus. 
So in New- York z. B. der Gouverneur gemeinsam mit dem Kanzler und den Rich- 
tern des Obergerichtes. In den ..Articles of Confederation'' war davon natürlich 
keine Rede, da eine wirkliche executive Gewalt gar nicht vorhanden war. 

3) Curtis, „History of the Constitution" Bd. 4, S. 3—7. Da der Präsident 
keine Oesetzesinitiative hatte, wurde ihm die Pflicht auferlegt, dem Kongresse von 
Zeit zu Zeit Bericht zu erstatten über den Stand der Union und Massnahmen in 
Vorschlag zu bringen, die er für notwendig und nützlich erachtet (siehe Art. 2 § 8). 
Wenn diese Thätigkeit des Präsidenten auch nicht als Hemmimgsmittel der ge- 
setzgebenden Körper betrachtet werden kann, so wollen wir doch den Einfluss 
derselben auf die Gesetzgebung nicht unterschätzen. 

4) Siehe ElliotoDebates 4. S. 622 u. 623. Wir fügen noch hinzu, dass das 
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Also sehen wir schon aus seiner historischen Entwicklung 
und seinem Ursprung, dass das Veto legislativer Natur ist, und 
dass der Präsident in der Ausübung desselben als ein organi- 
scher Teil der legislativen Gewalt fungiert. Wenn von Holst ') 
behauptet: „Dieses Bestätigungsrecht des Präsidenten darf 
jedoch nicht als ein Anteil an der gesetzgebenden Gewalt auf- 
gefasst werden, denn die Verfassung sagt ausdrücklich, alle in 
ihr gewährten gesetzgeberischen Befugnisse sollen in dem Kon- 
gresse ruhen, die Mitwirkung des Präsidenten bei der Gesetz- 
gebung ist nur als eine Kontrolle gedacht" u. s. f., so gerät er 
nicht nur in Widerspruch mit Autoritäten wie Brj^ce,*) Cooley,*) 
Pomeroy*) und Curtis*), sondern auch mit der historischen Ent- 
wicklung dieser Gewalt. Dass das Veto nicht allein als ein 
Bestätigungsrecht aufgefasst werden kann, ergiebt sich schon 
aus der Thatsache, dass Gesetze nicht immer der Sanktion des 
Präsidenten bedürfen, v. Holst scheint uns zu viel Gewicht*'') 
auf den Wortlaut einer Klausel in der Verfassung zu legen, 
welche eben von späteren Klauseln modifiziert wird. Es ist auch 
zu bemerken, dass diese Teilnahme des Präsidenten an der Gesetz- 
gebung der Theorie von der Gewaltenteilung nicht völlig wider- 
spricht. Schon Madison weist darauf hin, ^) dass Montesquieu 
in dem berühmten Satz : „Es giebt keine Freiheit, wo die legis- 
lative und die exekutive Gewalt in derselben Person vereinigt 



suspensive Veto der Exekutive von den Vereinigten Staaten 1789 unter dein Eün- 
fluss Mirabeau's nach Frankreich übertragen wurde. Es wnrde auch 1812 in 
Spanien und 1814 in Norwegen eingeführt, aber es scheint sich nur in Norwegen 
erhalten zu haben. Der Präsident der französischen Republik kann aber das Veto 
gegen Entscheidungen der „Conseils g^n^raux des Departements'* einlegen. In den 
englischen Kolonien hat der Gouverneur, sowie auch die Krone das Vetorecht. Im 
deutschen Reich hat der König von Preussen faktisch das Vetorecht in Bezog 
auf Vorlagen, die Armee, gewisse Steuern u. s. w. betreffend. 

1) Siehe von Holst, »Das Staatsrecht der Vereinigten Staaten von Amerika 
in Marquardsen's Handbuch d. ö. R. S. 62. 

2) Bryce, „The American Commonwealth'' Bd. I, S. 52. 

3) Cooley, „Principles of Constitutional Law" S. 50. 

4) Pomeroy, ,, Constitutional Law" S. 11. 

5) Curtis, „History of the Constitution* Bd. 2, S. 266. 

6) Siehe die Bundesverfassung Art. I, § 7. 

7) Siehe »The Föderalist" Nr. 47. 



J 
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sind**, nicht völlige Trennung der Gewalten habe meinen können, 
sondern dass er gemeint haben müsse, dass die ganze Gewalt 
eines Departements nicht von denselben Händen ausgeübt wer- 
den soll, welche die ganze Gewalt eines anderen Departements 
im Besitz hat: »Die Gewalten", sagt er, „sind nicht gänzlich 
gesondert, sondern nur getrennt/ Freilich ist diese Befugnis 
nicht nur als ein Anteil an der Gesetzgebung, sondern auch als 
eine KontroUe des gesetzgebenden Körpers aufzufassen. In die- 
sem Sinne hat sie den Charakter eines wirklichen Vetos. 

In der Ausübung dieser Gewalt sind weder dem Präsidenten 
noch den Gouverneuren rechtliche Schranken gezogen. Er kann 
so viel Gebrauch davon machen, wie es ihm beliebt, und ent- 
scheiden nach welchen Gründen er immer will. Dafür ist er 
nur dem Volke verantwortlich. Obwohl die heutigen Bestre- 
bungen am meisten dahin gehen, diese Funktion zu erweitern 
und ihm besonders, wie es in vielen Einzelstaaten der Fall ist, 
die Befugnis einzuräumen, hinsichtlich der „Appropriation Bills" 
(Etat) einzelne Bewilligungen zurückzuweisen und andere an- 
zunehmen, tritt uns jedoch oft in Büchern und den Debatten 
im Kongresse die Ansicht entgegen, dass der Präsident in der 
Ausübung dieser Gewalt in irgend einer Art beschränkt sei. 
Der Kanzler Kent sagt, *) der Zweck der Vetogewalt sei, die 
executive gegen die legislative Gewalt zu schützen und das 
Gleichgewicht der Gewalten zu erhalten. In einer spätereni 
Auflage fügt er hinzu, sie sei eine sehr bedenkliche Gewalt 
geworden, und sie werde mit einer Freiheit angewendet, welche 
den Erwartungen der früheren Zeiten nicht entspreche. Webster*) 
betrachtet sie als eine aussergewöhnliche Gewalt, welche nur 
in eigientümlichen und bestinmiten Fällen auszuüben sei. Präsi- 
dent Jackson ist vielfach hart angegriffen worden, weil er sich 
1832 weigerte, die „United States Bank Bill" zu unterzeichnen, 
welche, wie er behauptete, verfassungswidrig sei, obwohl das 
Oberbundesgericht eine gleichartige Bill als nicht verfassungs- 
widrig erklärt hatte. ^) Als Präsident Tyler zwei „Tariff Bills** 

1) Kent, Commentaries Bd. I, S. 259. 

I) Siehe Webstera „Works" Bd. I S. 237. 

'd) Siehe v. Holst, „Constitiitional Ilistory of the United States*» Bd. 2, S. 49. 
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nach einander dem Repräsentantenhaus zurückschickte, wurde 
sogar behauptet, es sei gegen den Geist der Verfassung, 
eine „Tariff Bill" zurückzuweisen. Im Jahrel 887 behauptete 
ein Ausschuss des Senates, dass Clevelands sogenannte 
»Pension Vetos** verfassungswidrig seien, und dass der 
Präsident diese Gewalt nicht ausüben könne auf Grund einer 
blossen Meinungsverschiedenheit mit dem Kongresse über den 
Wert der Zeugnisse oder über die Zweckmässigkeit einer 
speziellen Akte, welche nur für einen bestimmten Fall gelte 
und die Befugnisse einer anderen Regierungsgewalt nicht be- 
drohe. *) Endlich sagt Senator Sherman, die Vetogewalt sei dem 
Präsidenten nur gegeben, um die Verfassung zu verteidigen. *)*) 
In der Verfassung selbst finden wir keine solcher Ein- 
schränkungen. Der Präsident ist in der Ausübung dieser Gewalt 
nur in sofern gebunden, als er die Bill zusammen mit seinen 
Einwendungen binnen zehn Tagen dem Kongresse zurück- 
schicken muss. Hamilton*) sagt: »Die Vetogewalt dient nicht 
nur als ein Schild der executiven gegen die legislative Gewalt, 
sondern sie gewährt auch einen Schutz gegen die Durchführung 
von unzweckmäsöigen Gesetzen,** und weiter fügt er hinzu: 
„Der Nachteil, welcher vielfach aus der Abweisung von mehreren 
guten Gesetzen entspringen mag, wird völlig aufgewogen durch 
den Vorteil, eine Anzahl schlechter Gesetze zu verhindern/ 
Er fürchtete sogar, dass von dieser Befugnis zu wenig Gebrauch 
gemacht werde. Washington und Madison haben Bills aus 
Gründen der Zweckmässigkeit zurückgewiesen.^) Also sehen 
wir, dass Kents und Shermanns Ansicht, die Vetogewalt sei 
dem Präsidenten nur als ein Schutz der Verfassung gegeben 



1) Siehe Mason, „The Veto Power* S. 92. 

2) Siehe Mason, «The Veto Power«* S. 130. 

3) Die Opposition, welche sich früher gegen die Vetogewalt geltend gemacht 
hat, ist heate beinahe gänzlich verschwunden. Im Jahre 1818 wurde dem Kon- 
gresse eine Resolution vorgelegt, die Vetogewalt aufzuheben. In den Jahren 1833 
bis 1850 wurde dieses Recht heftig angegriffen. Seit 1833 sind zwölf Vorschläge 
gemacht worden, dass statt einer Zweidrittel- eine absolute Majorität genügen 
sollte, um eine Bill über das Veto hinweg durchzuführen. Siehe Mason, S. 135. 

4) The Föderalist Nr. 73. 

5) Mason, „The Veto Power" S. 25, 108, 129 und 132. 
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worden, nicht die Ansicht der Väter der Verfassung war, — 
wenigstens, dass ihre Praxis nicht damit übereinstimmt. Was 
Jacksons Behauptung anbelangt, dass er ein ebenso gutes Recht 
hätte als das Oberbundesgericht, die Verfassung zu inteipre- 
tieren, so halten wir sie für völlig berechtigt. Jede neue Bill 
wird nach ihren eigenen Vorzügen beurteilt. ') Die Bewilligung 
von Steuern wird gewöhnlich als ein Vorrecht des Kongresses 
betrachtet; aber zwei Präsidenten haben solche Bills zurück- 
gewiesen,*) so dass von einer rechtlichen Einschränkung auch 
hier nicht die Rede sein kann. Ganz haltlos ist die Behauptung 
des Sßnatsausschusses, dass der Präsident bei der Feststellung 
der Thatsachen an den Kongress gebundei) sei. Geben wir 
aber auch zu, dass früher Websters Ansicht, der Präsident solle 
von der Befugnis so wenig Gebrauch machen wie möglich, die 
herrschende war; heute ist diese Ansicht zweifellos beinahe 
verschwunden, oder sie findet sich nur noch in beschränktem 
Masse vor. Ja, es scheint, als ob die entgegengesetzte Ansicht, 
dass der Präsident und vielleicht noch mehr die Gouverneure 
80 viel Gebrauch davon machen sollten wie möglich, heute unter 
dem Volke herrschend ist. Uebrigens ist dieses keine Rechts- 
frage. *) 

Auch die Natur der Einwendungen hat sich verändert. Vor 
1865 sind die Einwendungen am meisten gegen die Verfassungs- 
widrigkeit gerichtet gewesen. Die rechtliche Natur der Veto- 
gewalt hat sich aber nicht verändert. In dieser Hinsicht ist 
sie immer unbeschränkt gewesen. Wohl aber hat sich die Natur 



1) Siehe Cooley, «Principles of Constitutional Law** S. 139 und 163. 

2) Mason, ^The Veto Power'* S. 70, 72. 

3) Diese Ansicht wird durch die Statistik des Vetos bestHtigt. Bei 22650 
Bills finden wir 433 Vetos. Von 1789 bis 1865, also in einer Zeitdauer von 
76 Jahren finden wir bei 11136 Bills nur 52 Vetos. Von 1865 bis 1889 aber, 
also in einer Zeitdauer von 24 Jahren, finden wir bei 10623 Bills 387 Vetos 
(siehe Mason, »The Veto Power"* Appendix D. S. 214). Diese schliessen freilich 
Clevelands sogenannte „Pension- Vetos** ein, welche gegen Privatbills gerichtet 
sind, und die immer vermehrte Anzahl von Bills, welche dem Präsidenten vor- 
gelegt werden, muss auch in Betracht gezogen werden. Jedoch ergiebt es sich 
aus der oben citierten Statistik, dass die Behauptung von Davis (siehe „ American 
Constitutions** S. 40) nicht richtig ist, die Vetos hätten sich verhältnismässig 
nicht vermehrt. 
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der Gesetzgebung verändert und damit aiicli die politische 
samkeit des Vetos. Die bedeutenderen Fragen der ame 
sehen Gesetzgebung sind eben nicht mehr wie früher I 
der Verfassungsmässigkeit, sondern eher Fragen der 2 
mässigkeit in bezug auf Politik und Verwaltung. Die ^ 
sung hat sich eben im Grossen und Ganzen genügend 
bildet. 

Ehe wir die politische Wirkung dieser Gewalt näh 
örtem, berühren wir an dieser Stelle eine Reihe spes 
rechtlicher Fragen, welche auch das Verhältnis zwischi 
exekutiven und legislativen Gewalt näher beleuchten. Di« 
fasBungsmässigkeit der sogen. ,pocket Vetos", welche Cc 
als eine Art stiller Vetos bezeichnet, wird heute nicht 
bestritten.') Wälirend der zehn letzten Tage der Sitzui 
Kongresses werden zahlreiche Bills zur Unterzeichnung 
Präsidenten gereicht, welche zu lesen er kaum Zeit hat. 
grosse Masse von Bills erhalten dadurch keine Gesetze; 
dass der Präsident sie nicht unterzeichnet und der Koi 
sich vertagt, ehe die erforderliche Frist von zehn Tagi 
gelaafen ist. Diese Bills bleiben meistens vergraben, so d 
der Praxis eine Art von absolutem Veto sich entwicke! 
welches der Präsident während dieser zehn Tage ausübt, 
rend Grants Präsidentschaft sind zwischen 100 und 20( 
auf diese Weise (genauer ist es nicht zu bestimmen) nie 
setzkräftig geworden.') Früher ist es Sitte gewesen, dii 
Wendungen gegen solche Bills am Beginn der nächsten S 
des Kongresses zu machen, aber dieser Gebrauch hat 
ganz aufgehört. Es ist ununterbn)ehene Gewohnheit, mit 
Ausnahme, dass der Präsident alle diejenigen Bills, wel 
überhaupt unterzeichnen will, vor der Vertagung des Kong 
unterzeichnet. Die Verfassung fordert dieses nicht, und 
Staaten haben ihren Gouvenieuren die Erlaubnis ausdrü 



1) Coolef, .Prindples of Constitutional Law" 3. KlO. 

2) Der Vertreter der Ansicht, dasB diese Vetos verfasBungswidrii 
war namentlicb Henry Ulay. Siehe Mason, .Veto Power* K. ll:i. 

3) Mason, „Veto Power" S. ViS. 
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eingeräumt, Bills auch nach der Vertagung der Legislaturen 
zu unterzeichnen. 

Sieben Präsidenten haben sich das Recht genommen, Pro- 
teste gegen Bills oder gewisse Handlungen der Häuser zu er- 
heben. Es sind zehn solcher Proteste vorhanden. Präsident 
Jackson, der den Anfang damit gemacht hatte, ist deswegen 
von dem Senate streng kritisiert worden. Es wurde behauptet, 
er hätte die Rechte des Senates angegriffen, aber es ist nicht 
klar geworden, worin dieser Eingriff oder diese Verletzung be- 
steht. Wenigstens hat er zweifellos das Recht zu protestieren 
in allen denjenigen Fällen, wo er die Vetogewalt ausüben kann ; 
denn das grössere Recht umfasst das kleinere. Im Jahre 1876 
hat der Präsident Grant das Recht der Protestation soweit 
missbraucht, dass er erklärte, er hätte eine gewisse Bill nur 
unterzeichnet, weil er nicht im Sinne habe, alles Geld, welches 
die Bill bestimmte, zu verwenden. Obwohl sich keine Klage 
gegen den Präsidenten erhob, muss solch eine Anmassung 
zweifellos für verfassungswidrig erklärt werden. Es ist seit- 
dem, wie es scheint, Sitte geworden, dass der Präsident „Appro- 
priations", d. h. gesetzlich bestimmte Geldsummen, zurückhält, 
wenn es klar wird, dass die Zwecke, für welche diese bestimmt 
sind, wertlos sind. Solch eine Willkür von Seiten des Präsi- 
denten, obwohl praktisch vielleicht zu billigen, ist zweifellos 
verfassungswidrig. 

Eine Frage, obwohl in sich selbst sehr unbedeutend, ist 
oft erörtert worden, ob der Präsident die Verfassungsamende- 
ments zu unterzeichnen habe. Von neunzehn Amendements, welche 
vom Kongresse adoptiert wurden, sind nur zwei von ihm unter- 
zeichnet worden. Der Senat hat zweifellos Recht gehabt, wenn 
er erklärte, dass solche Unterzeichnungen ganz überflüssig 
seien, weil ja eine zweidrittel Majorität notwendig ist, um 
Amendements durchzuführen. 

Präsident Grant hat den Versuch gemacht, mehrere Vetos 
zu widerrufen; aber dies ist ihm glücklicherweise nicht gelungen, 
— glücklicherweise sagen wir, weil, wenn dieses Recht ihm 
eingeräumt würde, er in vielen Fällen vielleicht, dem Verlangen 
gewisser Interessen oder Personen, das Veto zu widerrufen, 
nicht widerstehen könnte. 

2 
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Viel bedeutender ist die Frage, was zu einer zweidrittel 
Majorität gehört. Diese Frage hat der Präsident des Senates 
1856 definitiv entschieden.') Es wird jetzt angenommen, was 
auch die Debatten in der Bundesversammlung von 1787 be- 
stätigen,*) dass das Wort „Haus* im technischen Sinne in der 
Verfassung gebraucht wird, und dass zwei Drittel der anwesen- 
den Mitglieder jedes Hauses genügen, um über das Veto hinweg 
eine Bill durchzuführen.*) 

Eine Bill kann ohne Einwendungen nicht von dem Präsi- 
denten zurückgeschickt werden. Die Verfassung legt ihm keine 
Schranken auf, bezüglich der Natur dieser Einwendungen.*) 

Die Frage, ob eine Bill mehrere Mal wieder beraten werden 
kann, ist nicht von der Verfassung berührt. Sie wird als eine 
Frage des Verfahrens angesehen und wird von dem Senate be- 
jaht; dagegen von dem Repräsentantenhause verneint.*) 

Die Bestimmungen in der Verfassung, dass eine Bill, die 
der Präsident zurückgewiesen hat, wieder beraten werden muss, 
sind während der früheren Jahre sorgfältig beobachtet worden ; 
aber heute geschieht das nur ausnahmsweise. Die Mittel, den 
Kongress zu zwingen, solche Bestimmungen in der Verfassung 
zu befolgen, sind eben nicht vorhanden. 

Gehen wir jetzt über zur Untersuchung der politischen 
Wirkung der Vetogewalt in den Vereinigten Staaten von 1789 
bis zur Gegenwart. Da uns das Material zur Untersuchung 
dieser Wirkung in den Einzelstaaten fast gänzlich fehlt, müssen 
wir uns natürlich auf das Gebiet der Union beschränken, Von 
den 438 Bills, welche durch das Veto dem Kongresse zurück- 
geschickt wurden, sind nur 29 dennoch Gesetze geworden, da- 
durch dass sie in beiden Häusern die erforderliche Zweidrittel- 
Majorität für sich hatten. Von diesen 29 Vetos fallen 15 in Johnsons 
Präsidentschaft, da Johnson und der Kongress sich sehr feindlich 



1) Mason, „Veto Power" S. 104, 116—120, 208—9, 218. 

2) „Elliots Debates" Bd. 2, S. 378, 431 und 536. 

3) Siehe such Curtis, „History of the Constitution* Bd. 2, S. 267 Note. 

4) Cooley, „Principles of Constitutional Law" S. 50. 

5) Mason, ebenda S. 121. 
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gegenüber standen, ') — ein ganz seltenes Verhältnis. Johnson ist 
der einzige Präsident, dem man mit Recht den Vorwurf machen 
kann, dass er die Vetogewalt in rücksichtsloser Weise aus- 
geübt habe.*) Die erste Bill, welche trotz des Vetos Gesetz 
wurde, filllt in das Jahr 1845. Von 301 Bills, gegen welche 
Cleveland das Veto einlegte, sind nur zwei Gesetze geworden. 
Also sehen wir, wie schwer es sich in der Praxis erwiesen hat, 
die erforderliche Zweidrittel-Majorität zu Stande zu bringen, 
um das Veto wirkungslos zu machen. 

In der Ausübung der Vetogewalt trennen wir das Veto, 
welches eingelegt wurde im Hinblick auf die Verfassung, von 
demjenigen aus Zweckmässigkeitsgründen.^) 

Zum Schutz der Regierungsform selbst, ist wenig Gebrauch 
davon gemacht worden. Wir können nur ein bedeutendes Bei- 
spiel iii der Geschichte der Vereinigten Staaten. Im Jahre 
1792 hat Washington eine Bill zurückgewiesen, welche die Re- 
präsentation der verschiedenen Staaten in verfassungswidriger 
Weise verteilte. Versuche, die Regierungsform zu ändern, 
sind gewöhnlich auf dem Wege der Verfassungsändeining durch 
Amendements vorgenommen worden. Aber zum Schutz der 
executiven gegen die legeslative Gewalt ist häufiger davon Ge- 
brauch gemacht worden. So haben Präsident Jackson und 
Grant z. B. das Recht der Executive über auswärtige Angelegen- 
heiten ausschlieslich für sich geltend gemacht.*) Man muss jedoch 
zugeben, dass der Kongress in die Machtbefugnis, welche dem 
Präsidenten und dem Senate eingeräumt ist, Verträge mit aus- 
wärtigen Staaten abzuschliessen, eingegriffen hat, und dass das 
Veto diese Eingriffe nicht zu verhindern versucht hat. Das war 
deutlich im Jahre 1798 der Fall, als der Vertrag mit Frank- 



1) Maaon, „Veto Power" Appendix D. S. 214. 

2) Viele seiner Vetos halten wir aber für berechtigt. 

3) Wir ziehen diese einfache Trennung der Vetos derjenigen Masons vor. 
Es sei aber bemerkt, dass diese Trennung nicht immer scharf durchgeführt 
werden kann. 

4) Mason, ebenda S. 25, 3G. 
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reich einfach darch Statut beseitigt warde. Das Beprasen- 
tantenhaas hat auch durch sein Recht, „Appropriatious'' (einzelne 
Geldbewilligungen) zu bewilligen, in diese Befugnis eingegriflen. 
Präsident Madison und Arthur haben das Recht, Beamte zu 
ernennen durch das Veto verteidiget,*) und Prasident Grant, hat 
den Kongress verhindert, gewisse auswärtige Aemter aufzu- 
heben. Aber in Bezug auf das Entlassungsrecht, war Präsident 
Johnson weniger glücklich. Unter dem Einfluss eines gerechten 
Zornes griff der Kongress in das Entlassungsrecht der Präsi- 
denten ein, ein Recht, welches vorher immer anerkannt worden 
ist.*) Der Kongress hat auch öfters versucht, gewisse Mass- 
regeln zu genehmigen mittelst sog. „riders* (Reiter) oder An- 
hängsel, welche er besonders an „Appropriation Bills* anfügte.*) 
Zwischen 1862 und 1875 soll es z. B, 387 solche „riders* ge- 
geben haben. ^) Diese Praxis begann schon im Jahre 1820, als 
die Aufnahme Missouiis von der Aufnahme Maines in die Union 
in dieser Weise abhängig gemacht wurde. Die ersten „riders* 
aber hatten den Zweck, eines der beiden Häuser von Seiten 
des anderen Hauses zu zwingen. Erst während Johnsons Präsi- 
dentscliaft wurde dieses Mittel gegen den Präsidenten und die 
Vetogewalt gerichtet. In dieser Weise wurde er seiner ver- 
fassungsmässigen Stellung als Oberbefehlsherr der Armee be- 
raubt. Präsident Hays hat aber solche Versuche, die Vetoge- 
walt selbst zu vernichten, durch das Veto vereitelt.*) Wir 
wollen nicht die Thatsachen übersehen, dass Präsident Madison 
zweimal die Einmischung von Seiten der Regierung in Religions- 
angelegenheiten verhindert hat. 

Das Veto hat aber, besonders in neuerer Zeit, am meisten 
gewirkt in Bezug auf Bills, welche der Präsident als unzweck- 

1) DaYis, „American ConsUtutions*' S. 2S. 

2) Mason, „Veto Power** S. 37—40, 43. 

3) Auf die Rekonstruktion Vetos werden wir nicht eingehen ; da sie wirkungs- 
los blieben, und weil die Zustande damals abnormal waren, ist es sehr schwer, 
ein richtiges Urteil über diese zu geben. 

4) In England bezeichnet man diese als „Täcks*. 

5) Siehe Davis, «American Constitutions" S. 29 — 31. 

6) Siehe Mason, „Veto Power" S. 47—49 und Note 1 S. 48. 
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massig angesehen liat. Oft werden auch hier Einwendungen 
wegen Verfassungswidrigkeit geltend gemacht, aber in den 
folgenden Beispielen legen wir auf Fragen der Zweckmässigkeit 
das Hauptgewicht, obwohl das nicht immer ganz klar in den 
Vordergrund trat. Es ist eine merkwürdige Thatsache, wie 
Mason bemerkt, dass das Veto niemals gebraucht worden ist 
in Bezug auf Fragen, welche die Sklaverei oder die Territorien 
beiiihrten, abgesehen davon, dass Präsident Johnson die »Civil 
Rights'* Bill zu unterzeichnen (jedoch ohne Erfolg) sich weigerte, 
welche die befreiten Sklaven als Bürger anerkannte. Die 
Indianer aber, wie auch die Chinesen sind öfters dadurch gegen 
willkürliche Handlungen des Kongresses geschützt worden. Die 
verschwenderischen Schenkungen der öffentlichen Domänen an 
Personen oder Coi-porationen sind bis nach dem Bürgerkrieg 
verhindert worden; aber diese verderbliche Politik hat am 
Ende gesiegt. Nur zweimal hat der Präsident die Aufnahme 
neuer, unreifer Staaten aufgeschoben. Am häufigsten und be- 
deutendsten sind zweifellos diejenigen Vetos, welche sich auf 
Finanzfragen beziehen. Zwei Präsidenten (Tyler und Johnson) 
haben es gewagt, „Tariff Bills** zurückzuweisen und die Zurück- 
bezahlung von direkten Steuern an die Einzelstaaten ist zwei- 
mal durch das Veto verhindert worden. *) Präsident Jackson 
und Tyler haben die „United States Benk" vernichtet.*) Eines 
der bedeutendsten Vetos, welches sich auf Finanzfragen bezieht, 
ist das vom Präsidenten Grant gegen die sog. „Inflation Bill* 
vom Jahre 1874, welche das cirkulierende Papiergeld um 
100000000 g vermehren sollte. Dieses Veto hat nicht nur die 
nationale Ehre gerettet, sondern auch die sogen. Greenback 
oder Papiergeld-Partei gänzlich erschüttert. Aber nun nahm 
diese Bewegung eine neue Richtung an und erschien als die 
Silberbewegung. Präsident Kays Veto gegen die „Bland Bill* ') 
blieb wirkungslos, und dass das Land unter dieser und der „Sher- 



1) Vgl. Mason, § 55-74. 

2) Hier scheinen die Einwände hauptsächHch gegen die Verfassungsmässig- 
keit einer ^United States Bank*" gerichtet zu sein, aber die wirklichen Gründe 
waren ganz andere. 

3) Mason, „Veto Power" S. 82. 
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man Bill", welche die Silberprägung ungeheuer vermehrte, nicht 
noch mehr gelitten hat, als es der Fall ist, ist wohl der ausser- 
ordentlichen Zunahme der Industrie und des Wohlstandes seit 
1876 zu verdanken. Die neueren Ereignisse haben es bewiesen, 
dass der Sieg der Silberpartei, oder wenigstens ein Kompromis, 
mit ihr nur durch die Gewissheit verhindert worden ist, dass 
die Präsidenten Harrison und Cleveland') das Veto gegen alle 
Vorschläge zu Gunsten der Silberinteressen und der Gläubiger 
einlegen würden. Das Veto ist am häufigsten gebraucht wor- 
den, um die Zahlungen unberechtigter Geldansprüche an die 
Regierung zu verhindern.*) Unter solchen Vetos sind beson- 
ders die 233 »Pension Vetos" des Präsidenten Cleveland zu 
nennen. Bei weitem das Bedeutendste darunter ist das Veto 
der sog. „Dependent Pension Bill von 1887" gewesen. Dieses 
Veto hat aber eine Gesetzgebung dieser Art nur aufgeschoben. 
Präsident Harrison hat seitdem eine derartige Bill genehmigt, 
welche die Bundesregierung zu grösseren jährlichen Ausgaben 
als Militärdienstbelohnungen verpflichtet, als die deutsche Re- 
gieiung auf das ganze Heeres wesen Deutschlands verwendet. 
Noch eine zu erwähnende Art von Vetos sind solche, welche 
gegen die Verwendung von Geld für wohlthätige Zwecke oder 
innere Verbesserungen gerichtet sind. Fast alle Präsidenten 
seit Jefferson haben einige Bills dieser Art verworfen. Die 
Vetos dieser Art, welche vor dem Bürgerkrieg eingelegt wur- 
den, hatten ihren Grund in dem Prinzip der Verfassungswidrig- 
keit, ein Standpunkt, welcher heute, wie es scheint, beinahe 
aufgegeben ist. Die späteren Vetos dieser Art wollen solche 
Ausgaben auf nationale Zwecke beschränken.') Jedoch wird 
dieses Prinzip heutfe wenig beachtet und Fragen der Zweck- 
mässigkeit sind faktisch entscheidend. Präsident Cleveland 
hat sich in seinem Veto gegen die „Texas Seed Bill" gegen eine 



1) Vor kurzem hat Cleveland den Versuch der Silberpartei, den «Seigniorage** 
zu prägen, durdi das Veto vereitelt. 

2) Die Zahlung der sehr berechtigten „French spoilation claims"* ist aber 
auch durch diese Mittel verhindert worden. Siehe Mason, „Veto Power** S. 83. 

3) Mason, ebenda S. 87—93, 99—106. 
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sehr verderbliche Tendenz ausgesprochen, nämlich unglückliche 
Individuen oder Gemeinwesen zu unterstützen. *) 

Das Ernennungs- und Eutlassungsrecht der Präsidenten 
hat sich auch in der Praxis seit der Einführung des ^»Spoils 
System** durch Präsident Jackson im Jahre 1829 als ein Hem- 
mungsmittel oder vielmehr als eine Kontrolle entwickelt/) 
welche aber einen positiven Charakter hat und sich auf die 
gesetzgeberische Thätigkeit des Kongresses bezieht, was man 
vielleicht der wirklichen Bedeutung nach mit der Vetogewalt 
vergleichen kann und daher nicht übersehen darf. Jedoch können 
wir diesem Einfluss eine genügende Erörterung nicht widmen, 
da hierzu eine längere politische Erfahrung unbedingt nötig 
wäre. Es ist aber in dieser Beziehung mehrere Mal zu Kon- 
flikten zwischen dem Präsidenten und Kongresse gekommen. 
So verlangte das Repräsentantenhaus 1842 z. B. vom Präsiden- 
ten Tyler und den Chefs der Departements, dass sie ihm Listen 
der Namen derjenigen Mitglieder des 26. und 27. Kongresses 
tibergeben, welche Aemter wünschten. Mit Recht weigerte sich 
aber der Präsident, dieser Forderung Folge zu leisten. Um 
die Absurdität dieses Verlangens recht deutlich zu machen, 
wurde ein Amendement proponiert, dass der Präsident dem 
Hause die Mitteilung machen soll, ob er in einem Bett mit 
vier Posten schliefe oder nicht. Im Jahre 1885 verlangte der 
Senat von dem Attorney-General die Papiere, welche sich auf 
die Entlassung eines gewissen Beamten beziehen. Auf Befehl 
des Präsidenten Cleveland weigerte sich der Attorney-General 
dieses zu thuu. Es erhob sich ein heftiger Streit, aber der 
Präsident siegte.^) Es ist aber sehr bemerkenswert, dass 
der Senat durch das sog. „courtesy of the Senate* (Höf- 
lichkeit des Senates) in das Ernennungsrecht des Präsidenten 
sehr tief eingegriffen hat und diesen Einfluss in erheblicher 
Weise vermindert hat. Schon zur Zeit des Präsidenten Jack- 
son wurde es den Parteiführern eines Staates gestattet, in 



1) Mason, „Veto Power" S. 107. Dieses Veto ist freilich auf Gründen der 
Verfassungsmässigkeit sowohl als der Zweckmässigkeit basiert. 

2) Das bezieht sich frciUch hauptsächlich auf das Ernennungsrecht. 

3) Mason, ebenda S. 40—42. 
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• ihrem eigenen Staat dem Präsidenten Ernennungen zu diktieren. 
Da der Senat das Recht der Bestätigung der Ernennung hat, 
ist es unter den Senatoren Sitte geworden, einander in dieser 
Hinsicht zu unterstützen und den Präsidenten zu zwingen, solche 
Ernennungen vorzunehmen, w^elche den betreftenden Senatoren 
eines Staates angenehm sind. Das Veto kann gegen diese Praxis 
nichts thun, aber die späteren Präsidenten liaben einer solchen 
Diktation mit grösserem oder geringerem Erfolg widerstrebt.^) 
Sehr interessant wäre es, die Entwicklung und Wirkung 
der Vctogewalt in den Einzelstaaten zu untersuchen; aber da 
uns das Material fast gänzlich fehlt, müssen wir auf eine solche 
Untersuchung verzichten. Einige Thatsachen aber heben wir 
hervor. Während des 18. Jahrhunderts verweigern alle Staaten, 
mit Ausnahme von Massachusetts ihren Gouverneuren, die gewön- 
lich von den Legislaturen gewählt werden, diese Gewalt. Mit 
Beginn des 19. Jahrhunderts tritt eine ganz andere Richtung 
ein. Die Gouverneure werden vom Volke gewählt und sie w^er- 
den auch gegen die legislative Gewalt, hauptsächlich durch das 
Veto gestärkt. Heute besitzen die Gouverneure in nur vier 
Staaten diese Gewalt nicht.*) In dieser Gewalt liegt fast alle 
wirkliche Macht, welche die Gouverneure besitzen. Auch dem 
Mayor der Städte ist sie sogar meistens eingeräumt^) und den Ter- 
ritorialgouverneuren überhaupt. In allen Staaten, wo der Gouver- 
neur diese Gewalt besitzt, mit Ausnahme Georgias, hat er seine 
Einwendungen der Legislatur mitzuteilen. In 20 Staaten hat 
er die Befugnis, einzelne Bewilligungen in „Appropriation Bills*^ 
zurückzuweisen.^) In zwei Staaten genügt eine einfache Majo- 
rität, um die zurückgewiesenen Bills wieder durchzubringen; 



1) Mason, „Veto Power" S. 50. 

2) Diese sind Rhode Island, Delaware, Ohio und North Carolina. Siehe 
Mason, „The Veto Power« S. 215. 

3) In Brooklyn sind nur zwei Vetos während vier Jahren wirkungslos ge- 
wesen. Siehe Seth Low in Bryce, „American Commonwealth" S. 33o. 

4) Der Präsident der „Southern Confederacy' hatte auch dieses Recht 
Art. 1 § 7. Die Verfassungen der neueren Staaten scheinen alle diese Befugnis 
ihren Gouverneuren eingeräumt zu haben. Dieses Recht wird sogar dem Mayor 
von Boston eingeräumt. Siehe Abhandlung von Jos. M. Bugbee „City Government 
of Boston' in Johns Hopkins University Studies 5^^ series. 
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in sieben Staaten ist eine absolute Maioiität jedes Hauses dazu 
notwendig; in zwei Staaten wird eine Dreifünftel- und in 
28 Staaten eine Zweidrittei-Majorität gefordert/) 

Also sehen wir, dass aucli in den Einzelstaaten das Veto 
im Wachstum begriffen ist. Es wird überall vom Volke begrüsst 
als das wirksamste Hemmungsniittel einer übereilten und ver- 
derblichen Gesetzgebung der Legislaturen, und der Gouverneur 
wird hauptsächlich nach dem Gebrauch beurteilt, welchen er von 
dieser Gewalt macht. Da die Gouverneure in den Einzelstaaten 
sowie der Präsident der Union Repräsentanten des ganzen Vol- 
kes sind, und da sie dem Volke diiekt verantwortlicli und auch 
kontrollierbar sind, werden sie mehr im Interesse des ganzen 
Volkes handeln, als die Legislaturen, bei denen sich immer 
lokale und selbstsüchtige Interessen geltend machen. 

Wir machen noch besonders darauf aufmerksam, dass, ob- 
wohl die Vetogewalt nur eine negative Wirkung hat und der 
exekutiven Gewalt nur zur Verteidigung dient, sie jedoch nicht 
nur einen unmittelbaren Einfluss auf die Gesetzgebung hat, son- 
dern als ein vorbeugendes Hemmungsmittel auch in mittelbarer 
Weise operiert. Jedoch ist diese vorbeugende Wirkung nicht 
zu ennessen oder wissenscliaftlich festzustellen. Jedenfalls ist 
sie aber nicht von geringer Bedeutung.^) 



1) Maaon, „The Veto Power" Appendix E. S. 215— 18. 

2) Als Beispiel dieser vorbeugenden Wirkung des Vetos haben wir schon 
Clevelands und Ilurrisons ausgesprochene Stellung hinsichtlich der Silberfrugu 
erwähnt 
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Abschnitt IL 



Das richterliche Prttfuogsrecht. 

In den Vereinigten Staaten von Nordamerika wird die ge- 
setzgeberische Thätigkeit überall dureii schriftliche Verfassungen 
gehemmt,^) welche vom Volke direkt beschlossen werden und als 
höchstes Gesetz von allen Gerichten und Richtern im ganzen 
Lande geltend gemacht werden. Widerspricht irgend ein sog. 
Gesetz einer Verordnung oder eine Handlung der Behörden diesem 
höheren Gesetz und wiM die Frage nach deren Gültigkeit in 
einem konkreten Falle vor irgend einem Gerichte, sei es sogar 
vor dem Friedensrichter, erhoben, so können sie sofort ipso-facto 
für Null und ungültig (null and void) erklärt werden. Das be- 
treffende sog. Gesetz (wir nehmen an, es ist ein Gesetz) ist nie- 
mals eigentlich Gesetz gewesen und kann daher nicht in einem 
konkreten Falle angewendet werden. Das richterliche Prüfungs- 
recht bezieht sich also nicht nur auf das verfassungswidrige 
Zustandekommen der Gesetze, sondern auch auf ihren materiellen 
Inhalt. 

Diese Befugnis, welche sich die Gerichte eigentlich ohne 
spezielle Uebertragung angeeignet haben, ist jedoch im Artikel 6 
§ 2 der Unions Verfassung eingeschlossen, welcher lautet: „Diese 
Verfassung und die Gesetze der Vereinigten Staaten, welche 
gemäss derselben werden erlassen werden, und alle Verträge, die 
unter der Autorität der Vereinigten Staaten geschlossen worden 
sind oder künftighin geschlossen werden, sollen das oberste 
Gesetz des Landes sein, und die Richter in jedem Staat sollen 
durch sie gebunden sein, ungeachtet aller etwa entgegengesetzten 
Bestimmungen in der Verfassung oder in den Gesetzen irgend 

1 ) Wir machen darauf aufmerksam, dass wir uns nicht die Aufgabe gestellt 
haben, die materiellen Schranken der legislativen Körper zu bezeichnen, welche 
in den Verfassungen vorgeschrieben sind, sondern die Hemmungsmittel derselben 
zu erörtern. Wer jene kennen lernen will, s. Cooley „Constitutional Limitation8^ 
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eines Staates/ Auch Artikel 3 schafft in dem Oberbundesgericht 
ein höchstes Organ der Justiz und erklärt: „Die richterliche 
Gewalt soll sich auf alle Fälle nach Recht und Billigkeit aus- 
dehnen, die unter dieser Verfassung, den Gesetzen der Vereinig- 
ten Staaten und den unter ihrer Autorität geschlossenen oder 
noch zu schliessenden Verträgen entstehen.** Dies ist aber 
nicht als ein neues Prinzip des amerikanischen Verfassungs- 
rechtes, sondern nur als eine neue Anwendung eines alten 
Prinzips aufzufassen, welches wie so viele andere in England 
ausgebildet und in die Kolonien übergegangen ist. In England 
galt von jeher der aus dem gemeinen Recht stammende Grund- 
satz, dass alle Handlungen eines Beamten oder eines gesetz- 
gebenden Körpers, welche ihre rechtliche Vollmacht überschreiten, 
nichtig sind.*) 

Dieses Prinzip findet also seinen historischen Ursprung 
in dem Bedürfnis der Gerichte, Urkunden zu interpretieren, so- 
wohl in England als in den Kolonien. Solche Urkunden oder 
Freibriefe wurden schon im 12. Jahrhundert unter Heinrich I. 
der Gilda mercatoria verliehen. Die Urkunde, welche 1463 der 
Handelskompagnie unter Edw. IV. verliehen wurde, bestimmte, 
dass irgend ein Gesetz, welches dem Sinne der Urkunde wider- 
spricht, null und nichtig sein sollte. Dieselbe Bestimmung ent- 
hielt auch ein Freibrief, welchen Königin Elisabeth 1599 der 
ostindischen Kompagnie ausgestellt hat, ebenso derjenige, wel- 
che Karl I. der Massachusetts Bay Compagnie 1628 bewilligt 
hat.*) Die kolonialen Gerichte sollen öfters die Gültigkeit von 
Gesetzen geprüft haben, wie es auch nicht anders sein konnte, 
da sie an die Akte des Parlaments gebunden waren. Das höchste 
Appellationsgericht war aber, wie es heute noch für die eng- 
lischen Kolonien besteht,*) das gerichtliche Komitee des Privy 
Councils, welches also als ein Vorbild des Oberbundesgerichtes 
der Vereinigten Staaten anzusehen ist. 

Es rauss den Vätern der Unionsverfassung als selbstver- 
ständlich erschienen sein, dass die Verfassung als der höchste 



1) Bryce, «The American Common-wealth** S. 27, Bd. 1. 

i) Bryce, ebenda S. 413—15 und Note Bd. 1. 

3) Dicey, .Law of the Constitution" Ch. 3, S. 154. 
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Ausdruck des Volkswillens eine Garantie den EingriflFen der 
gesetzgebenden und exekutiven Gewalt wie auch der Einzel- 
staaten gegenüber in den Gerichten finden müsste. Obwohl in 
der Bundesversammlung von 1787 nicht viel darüber, wie es 
scheint, gesprochen wurde, finden wir jedoch einige Bemerkungen, 
welche diese Ansicht unterstützen. Es wurde nämlich der Vor- 
schlag gemacht, dass dem Kongresse gegenüber den Gesetzen 
der Einzelstaaten ein Veto eingeräumt werden sollte. Diesen 
Antrag hat aber Roger Sherman von Connecticut vollständig um- 
geworfen, indem er bemerkte, dass ein Veto Gesetze als gültig 
anerkennen würde, welche schon, weil verfassungswidrig, un- 
gültig wären. Es wurde auch in der Pensylvania Convention von 
1788 von James Wilson bemerkt: „Gleich wie unsere Verfas- 
sungen unseren gesetzgebenden Körpern überlegen sind, so ist 
das Volk den Verfassungen überlegen." ') 

Es fehlte aber nicht an Opposition gegen diese Einrichtung 
in der Bundesversammlung. Die „Conföderation** hat keine 
richterliche Gewalt, und die Staatsrechtler sowohl als die Ver- 
teidiger der legislativen Gewalt widerstrebten ihr sehr. Es 
wurde von Mercer von Maryland gesagt: „Ich missbillige die 
Doctrin, dass die Richter als Ausleger der Verfassung die Be- 
fugnis haben, ein Gesetz für nichtig zu erklären. Gesetze sollten 
gut gemacht werden und dann unkontrollierbar sein.** Es ist 
aber unbegi^eiflich, dass Staatsmänner, wie Madison, Wilson und 
Morris den Vorschlag machen konnten, dass ähnlich, wie in 
New-York die Richter des Oberbundesgerichtes mit dem Präsi- 
denten in der Ausübung der Vetogewalt zusammengehen sollten. 
Hamilton trat aber im Föderalisten *) in unwiderlegbarer Weise 
für das richterliche Prüfungsrecht ein. Er behauptete, dies sei 
das einzige wirksame Mittel, um den Willen des Volkes, wie er 
in den Verfassungen ausgedrückt ist, vor verfassungswidrigen 
Handlungen der Agenten des Volkes zu schützen. „Ohne dies", 
sagt er, „wären alle Reservationen von besonderen Rechten oder 
Vorrechten nichts**. Er widerlegt vollständig den Einwand, dass 
die Ausübung dieser Befugnis eine Superiorität der richterlichen 

1) Elliots Debates 2, S. 432. 

2) The FederaUst Nr. 78. 
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Gewalt in sich schliesse. Er sagt, sie sei nur ein Beweis da- 
für, dasB das Volk beiden Gewalten tiberlegen ist. Er leitet 
diese Befagnis von dem Prinzip ab, dass der Prinzipal mächtiger 
als sein Stellvertreter sei, dass der Herr über seinem Diener 
stehe und das Volk über seinen Agenten. Die Richter haben 
die Gesetze zu interpretieren; eine Verfassung ist ein Funda- 
mehtalgesetz und einem einfachen Gesetz übergeordnet. Also 
ist das Recht und die Pflicht der Richter klar, im Falle eines 
unversöhnlichen Widerspinichs zwischen einem fundamentalen und 
einfachen Gesetz oder Statut dem Fundamentalgesetz den Vor- 
zug zu geben. Er hat auch ausdrücklich konstatiert, ^) dass das 
Oberbundesgericht in Kontroversen zwischen den beiden Juris- 
diktionen, nämlich der Staaten und der Union in letzter Instanz 
entscheiden solle. 

Diese Befugnis wurde aber nicht ohne heissen Kampf den 
Gerichten überlassen. Es geschah im Jahre 1786 zum ersten 
mal, dass ein Gesetz einer Verfassung widersprechend für un- 
gültig erklärt wurde. Das Obergericht von Rhode Island') er- 
klärte nämlich ein Gesetz für verfassungswidrig, welches das 
Recht der »trial by jury" (d. h. gerichtliche Untersuchung durch 
Geschworenen) angriff. Die Richter wurden angeklagt, und ob- 
wohl sie nicht überführt wurden, hat die Legislatur doch ver- 
weigert, sie am Ende des Jahres wieder zu wählen. Ein zweites 
Beispiel dieser Art kam in Ohio im Jahre 1807 vor. Ein Circuit 
(Kreis) Richter und zwei Richter des Obergerichtes wurden von 
der zweiten Kammer angeklagt, aber auch nicht überführt. Es 
erhob sieb ein heftiger Streit, und es wurde hervorgehoben, dass 
diese Richter, indem sie ein Gesetz für verfassungswidrig er- 
klärten, nicht nur die Weisheit und Würde, sondern auch die 
Supremität der Legislaturen angegriffen hätten. Nicht nur die 
Legislatur, sondern auch das Volk soll sich sehr gegen die 
Bichter empört haben.') Diese Befugnis der Richter soll schon ' 
im Jahre 1797 von den Federal Circuit Courts (Kreisgerichte) *) 



1) The Federalist Nr. 39. 

2) Rhodo Island hatte den königlichen «Charter* in eine Verfassung ver- 
wandelt. 

3) Siehe für diese Beispiele Cooley, „Constitutional Limitations'' S. 193 
Note 3. 

4) Davis, M American Constitutious** S. 58. 
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und noch früher von einigen Obergerichten der Einzelstaaten 
ausgeübt worden sein.O Das Recht, eine Act of Cong^ss für 
ungültig zu erklären, wurde aber erst von dem Oberbundesge- 
rieht in Marbury gegen Madison 1801 geltend gemacht. Im 
Jahre 1806 wurde ein Staatengesetz vom Oberbundesgericht zum 
ersten male für ungültig erklärt., und in den Jahren 1816 — 21 
wurde diese Doktrin unter dem Hauptrichter Marshall, dem 
grössten amerikanischen Juristen, völlig ausgebildet. Unter 
seinem Einfluss erreichte das Oberbmidesgericht die Autorität, 
welche es heute unter den Gerichten besitzt. Im Jahre 1800*) 
sagt noch Madison in Bezug auf die Rechte der Parteien des 
Verfassungspaktes, die Bundesgerichte könnten unmöglich in 
letzter Instanz zu entscheiden haben, denn nach jeder anderen 
Hypothese würde die Delegierung der richterlichen Gewalt die 
delegierende Autorität vernichten. Pennsylvania schlug 1810 
.ein Verfassungsamendement vor, ein anderes Tribunal zur Ent- 
scheidung dieser Streitigkeiten zu schatfen. Neun Staaten lehn- 
ten das mit dem Hinweis ab, dass bereits das Oberbundesgericht 
mit dieser Aufgabe betraut sei, und kein Staat erklärte sich 
für das Amendement^. Jetferson hegte bekanntlich grossen 
Verdacht gegen die Gerichte und protestierte 1801 in energi- 
scher Weise gegen das Recht des Oberbuudesgerichtes, einen 
Verwaltungsbeamten zur Erfüllung einer ministeriellen Pflicht 
zu zwingen. Die demokratische Partei, welche unter Präsident 
Jackson 1828 zur Herrschaft gelangte, stellte sich dem Ober- 
bundesgericht sehr feindlich gegenüber, und als es 1832 dem 
Staat Georgia befahl, einige Gefangene zu entlassen, die in 
Folge eines verfassungswidrigen Gesetzes verhaftet worden 
waren, weigerte sich Georgia, dem Befehl Gehorsam zu leisten. 
Präsident Jackson, dessen Pflicht es war, den Befehl zu voll- 
ziehen, sagte damals: „John Marshall hat sein Urteil ausge- 
sprochen, er möge es vollstrecken, wenn er kann.***) Das grösste 

1) Im Jahre 17S6 haben wir, wie gesehen, ein Beispiel in Rhode Island 
und 17S9 haben wir eines in North-Carolina. 

2) Siehe Virginia Report. 

3) Von Holst, „Stajitsrecht der Vereinigten Staaten" S. 35, Note 1. 

4) Es kam aber niclit zum absoluten Konflikt, da die Gefangenen sich dem 
Gesetze unterwarfen und daraufhin freigelassen wurden. 
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Missfallen erregte aber das „Dred Scot** -Urteil vom Jahre 1857, 
welches aussprach, dass ein auf ein freies Gebiet genommener 
und wieder in einen Sklavenstaat zurückgekehrter Sklave kein 
Bürger sei, und dass daher vor einem Bundesgerichte nicht Klage 
erheben kann, wenn nach dem Gesetze des Staates, in welchem 
er sich befindet, er noch ein Sklave sei.*) Dieses Urteil trug 
viel dazu bei, den Ausbruch des Bürgerkrieges zu beschleunigen, 
da es eine gesetzliche Lösung der Sklavenfrage unmöglich 
machte. Man wusste sogleich, dass Gesetze, welche versuchen 
würden, die Sklaverei einzuschränken oder abzuschaffen, für ver- 
fassungswidrig erklärt würden. Di^se juristische Lösung der 
Frage konnte man im Norden nicht acceptieren, auch nicht das 
Recht der Secession — also blieb nichts übrig als die Ent- 
scheidung durch die Waffen. Während und nach dem Kriege 
machte das Oberbundesgericht wenig Schwierigkeiten und be- 
trachtete die Fragen der Rekonstruktion als von rein politischer 
Natur. Obwohl einzelne Urteile des Oberbundesgerichtes noch 
heftig angegriffen werden, fällt es heute keinem Amerikaner 
ein, sich gegen das richterliche Prüfungsrecht auszusprechen, 
welches das Oberbundesgericht in letzter Instanz ausübt, oder 
das Recht selbst in Frage zu ziehen, wie es früher Madison 
und Jackson gethan haben. 

Wir glauben, dass das Oberbundesgericht im Grossen und 
Ganzen von dem oben erwähnten „Dred Scot* und einigen an- 
deren Urteilen abgesehen, diese Befugnis nicht missbraucht hat. 
In dem berühmten Urteil, Dartmouth Oollege gegen Woodword 
(181,8) ist es vielleicht zu weit gegangen, indem es unter dem Ein- 
fluss der Beredsamkeit Websters entschied, ein Freibrief sei ein 
Kontrakt zwischen Einzelstaat und Korporation, welcher nach 
Art. 1, § 10*) der Bundesverfasisung nicht von dem betreffenden 
Staat aufgehoben werden kann. Diese Doktrin, welche die legis- 
lative Gewalt in dieser Hinsicht hemmt, wird aber heute mehr und 
mehr modifiziert, und die Staaten, bezw. die Legislaturen, können 
die Konsequenz derselben venneiden, indem sie sich das Recht 

1) Ungeheueres MissfaUen erregten diese obiter dicta, welche in diesem 
Urteil zu finden sind. 

2) Art 1 § 10 erklärt: »Kein Staat soll ein Gesetz erlassen, welches die 
Verpflichtungen eines Privatkontraktes einscbritnkt.** 
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der Aufhebung eines Freibriefes vorbehalten. Uebrigens ist 
dieses eine Frage der Interpretation, welche zweifellos im Be- 
reiche der richterlichen Funktion liegt. Die Urteile von 1871 
und 1884, welche eines der früheren Urteile umstossend, das 
Recht des Kongresses, Papiergeld als „legal tender* (d. h. ge- 
setzliches Zahlungsmittel) zu machen, bestätigen, sind auch 
besonders von tüclitigeu Advokaten heftig angegriffen worden. 
Sehr bedenklich ist der Versuch, welcher in dem Urteil von 
1884 gemacht wurde, diese Befugnis von der Souveränität der 
Bundesregierung abzuleiten. Solch ein Versuch scheint uns noch 
gefährlicher zu sein als diejenigen, welche sich auf den Geist 
der Verfassung zu stützen suchen. Wir glauben, dass auch in 
Bezug auf die Anwendung des Maxims „Delegata potestas non 
delcgatur**, welches Locke ') als eine der Grenzen der legis- 
lativen Gewalt in jeder Regierungsform bezeichnet, einige Ge- 
richte*) ihre Befugnisse überscliritten haben. 

Etwa im Jalire 1860 begannen die Legislaturen die Ent- 
scheidung über gewisse Fragen einer Volksabstimmung zu über- 
lassen, wie z. B. den Handel mit geistigen Getränken. Die 
Ricliter aber, sich auf die obenerwähnte Maxime stützend, er- 
klärten Gesetze, welche auf dieser Weise zu Stande gekom- 
men waren, für verfassungswidrig.') Diei5e Maxime gilt, wie 
Bryce *) bemerkt, nicht in England, und es ist wohl zu bezwei- 
feln, ob sie irgendwo in der Praxis durchgeführt wird. Sie 
wird nicht auf juristische Personen angewendet, welche von 
jeher in England mit gesetzgebenden Gewalten ausgerüstet 
waren. Es ist aucli den Wahlberechtigten einer zu incorporie- 
renden Munizipalität häufig gestattet, ohne Bedenken über die 
Frage ihrer Incorperation abzustimmen. Achnlich verhält es 
sicli mit der Teilung oder Vereinigung von Stadtbezirken oder 
Grafschaften, mit der Revision eines Freibriefes, mit der ört- 

1) Siehe Lockes ^Civil Government* Bd. 2 § 142. Dieses Maxim ist, glauben 
wir, eigentlich auf Hobbcs zurürkzuführen, wie Richter Holmes bemerkt, siehe 
Nation März 22, 1.^94. 

2) Das bezieht sich freilich nicht auf das Oberbundesgericht. 

3) Siehe eine ganze Reihe von Entsclieidungen dieser Frage, welche aut 
S. 137 Note, von Cooley ^Constitutional Limititions"* angegeben sind. 

4) Bryce, ^American Commonwealth" S. 452. 
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liehen Lage der Hauptstadt einer Grafschaft oder deren Wechsel, 
mit der Bewilligung einer speziellen Stadtschuld oder einer 
üfTentlichen Verbesserung u. s. w. In Missouri wurde z. B. ein 
Gesetz für nicht verfassungswidrig erklärt; welches den Wahl- 
berechtigten anheimstellte, ob sie ein allgemeines Schulgesetz 
wollen oder nicht. In West-Virginia wurde die Einsetzung 
eines munizipalen Gerichtes der Entscheidung der Bürger der 
Munizipalität überlassen. In Texas wurde eine Stadt ermächtigt, 
zu entscheiden, ob sie die öifentlichen Schulen selbst kontrol- 
lieren wolle oder nicht. Diese Gesetze wurden aufrecht er- 
halten. *) Die sogenannte «Prohibition** Frage, d. h. die Frage 
in Bezug auf den Verkauf von geistigen Getränken wird heute 
häufig den Wahlberechtigten gewisser Bezirke zur Entscheidung 
als eine „local option"-Frage übergeben. Nun entsteht die Frage, 
warum Gesetze dieser Art nicht ohne ausdrückliche Erlaubnis 
oder Befehl der Verfassung dem Volke eines ganzen Staates 
vorgelegt werden können P Warum gilt nicht dasselbe Prinzip 
für den ganzen Staat, welches für einen Teil desselben giltP 
Eine befriedigende Antwort dieser Frage scheint nicht vorhan- 
den zu sein. Wir halten es für eine grundfalsche Ansicht, dass 
die gesetzgebenden Körper in den Vereinigten Staaten rechtlich 
in irgend einer Weise, durch irgend welche Prinzipien einge- 
schränkt seien oder werden können, welche nicht in den Ver- 
fassungen ausdrücklich ausgesprochen sind oder notwendiger- 
weise aus diesen ausdrücklichen Bestimmungen zu folgern sind. 
Das Lockische Prinzip „delegata potestas non delegatur" ist ge- 
wiss nicht in den Verfassungen ausdrücklich ausgesprochen ; es 
scheint uns auch nicht, wie von den Richtern behauptet wird, 
in der allgemeinen Verleihung der legislativen Gewalt an die 
gesetzgebenden Körper enthalten zu sein. Wie wir gesehen 
haben, ist es weder in England*) noch in den Vereinigten Staaten 
in der Praxis konse<iuent durchgeführt. Ob eine Volksgesetz- 
gebung dieser Art übrigens dem repräsentativen System wider- 
spricht, ist eine Frage, welche nicht im Bereiche einer richter- 
lichen Entscheidung liegt. Den Richtern ist nicht die Aufgabe 

1) Cooley, Constitutional Limitations** Note 2 S. 139. 

2) In England werden auch öftere gewisse Fragen dem^ Local Option"* zur 
Entscheidung anhoimgcstcllt. 

8 
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anheimgestellt, das repräsentative System zu retten und auf- 
recht zu erhalten.') Wir haben dieser Frage eine besondere 
Erörterung gewidmet, weil sie unter den Schriftstellern, wie es 
scheint, sehr wenig Aufmerksamkeit erregt hat, und weil wir 
darauf hinweisen wollen, dass das richterliehe Pilifungsrecht den 
neueren demokratischen Bestrebungen sehr gefährlich werden 
kann.*) 

Nachdem wir in grossen Zügen den Ursprung, die Entwick- 
lung und zum Teil auch die Wirkung dieser richterlichen Be- 
fugnis in den Vereinigten Staaten besprochen haben, werden 
wir einige populäre Irrtümer aufzuklären versuchen und dadurch 
zu gleicher Zeit auf die Natur dieses Prüfungsrechtes hindeuten. 

Das richterliche Prfifungsrecht ist nicht als ein besonderes 
Vorrecht des Oberbnndesgcrichtes aufzufassen, wie es der von 
Bryce') erwähnte Engländer gethan hat, die Unionsverfassung 
zwei Tage lang unermüdlich durchsuchend, um diejenigen Klau- 
seln zu finden, welche ihm dieses Recht einräumten. Das Ober- 
bundesgericht fungiert in Bezug auf das Prüfungsrecht der Ge- 
setze nur als höchstes Appellationsgcriclit. Dieses ist aber in 
keiner /Weise ein unbeschränktes. Als Gericht hat es nur Rechts- 
fragen zu erledigen, welche sich auf konkrete Verhältnisse be- 
ziehen;^) als Bundesgericht hat es durch die „Judiciary Act* 
von 1789 keine Jurisdiktion, wenn die Gerichte eines Staates 
die Gültigkeit eines Bundesgesetzes anerkennen, dadurch, dass 
sie das betreflfende Bundesgesetz ITir nicht verfassungswidrig 
erklären, oder das betreffende Gesetz des Einzelstaates für 
verfassungswidrig halten; als Oberbundesgericht hat es in den 
meisten Rechtsfällen nur eine Appelationsgerichtsbarkeit.*) 

1) Sehr bcmerkeDSwert ist die Ansicht von Hauptrichter Ruggles von New- 
York (Barto Himrod 8 N. Y. 483), dass eine Abstimmung des Volkes Ober ein 
Gesetz dem repräsentativen System nicht widerspreche, wohl aber meint er eine 
Volksinitiative. Es sei nur zu verlangen, behauptet er, dass die Repräsentanten 
die (leietze formulieren, wozu das Volk selbst untauglich sei. 

2) Freilich steht es den Legislaturen immer frei, die Ansicht des Volkes 
durch Abstimmung zu erfahren. 

.3) American CommonwealUi, Hand I S. 24(). 

4) Viele Fragen der Verfassungsmässigkeit kommen daher oder können ihrer 
Natur nach nicht vor das Gericht kommen. 

5) Auch ist zu bemerken, dass die Bundesgerichte womöglich den Ent- 
scheidungen der Gerichte des betreffenden Einzelstaates folgen in Bezug aaf 
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Das richterliche Prüfun^sreclit ist auch nicht den Vereinig- 
ten Staaten ganz eigentümlich, wie oft behauptet wird. Es wird 
von den Gerichten in Canada ausgeübt, und auch in England 
und in den englischen Kolonien überhaupt. In England haben 
die Gerichte die Befugnis, „bye laws", d. h. Massregeln der 
Korporationen, Akte des gesetzgebenden Councils in Britisch 
Indien und Kolonialgesetze für ungültig zu erklären.') Es wird 
aber auf die „Acts of Parliament" nicht angewendet, weil das 
Parlament, wo in der Theorie das ganze englische Volk gegen- 
wärtig ist, im Gegensatz zu den legislativen Körpern in den 
Vereinigten Staaten Souverän ist, und weil man in England 
formell zwischen Verfassung und Statut nicht unterscheidet.*) 
In der Schweiz kann, wie es scheint, das Bundesgericht die 
Gültigkeit von Kantonalgesetzen prüfen; aber in einigen Fällen 
hat der Bundesrat zu entscheiden. Das Bundesgericht ist aber 
verpflichtet, alle Bundesgesetze zu vollziehen, ob sie verfassungs- 
mässig sind oder nicht. Die Kantonalgericlite scheinen nicht 
das Recht zu haben, mit Ausnahme Uri's vielleicht, Kantonal- 
gesetze für ungültig zu erklären.^) In Deutschland aber haben 
die Richter, mit Ausnahme Preussens und anderen Staaten, zu 
prüfen, ob eine von der Regierung erlassene allgemeine Anord- 
nung gesetzmässig ist. Ob sie zu prüfen haben, ob ein Gesetz 
unter Beteiligung der verfassungsmässig erforderlichen Formen 
entstanden sei oder nicht, scheint eine bestrittene Frage zu sein. 
Selbstverständlich haben sie zu prüfen, ob ein Landesgesetz 
einem Reichsgesetz widerspricht oder nicht.*) 

Staatengesetze, welche der betreffenden Staatenverfassung zu widersprechen 
scheinen. 

1) Siehe Dicey, ^Law of the Constitution" S. 89-106. 

'2) Das ist von Dlcey mit vortreff'iicher Klarheit hervorgehoben worden. 
Siehe ,Law of the Constitution" Ch. 2 S. 83—86.^ 

3) Siehe ^Constituüon Fedt'rale« von 1874 Arts. 102, 110, IIIJ und 114 
Lei 27. Juin 1874 Art. 59. „Das öffentliche Recht der schweizerischen Kidge- 
noBsen** von Dubbs 2 (2. Auflage), S. 90, 92—95, 113. 

4) G. Meyer, ^Deutsches Staatsrecht" S. 517—522. Dicey, „Law of the 
Constitution'* S. 120 Ch. 2 scheint auch der Meinung zu sein, dass die Gerichte 
in Belgien da» richterliche Prilfungsrecht haben, aber innerhalb der 00 Jahre der 
belgischen Freiheit haben sie niemals von dieser Hefugnis Gebrauch gemacht. 
In Norwegen scheint eine Prfifunp; der Gesetze j^csttattot zu sein. Siehe Aschehoug 
47 ff. von JeUinek, Gesetz und Verordnung S. 403 citiert. 
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Vor allem muss diese Befugnis nicht als eine Art politische 
Kontrolle der richterlichen über die gesetzgebende Gewalt auf- 
gefasst werden, wie etwa das Veto. Die Richter stehen nicht 
über, auch nicht neben dem Gesetz, wie Georg Meyer be- 
hauptet.') Sie stehen gleich wie alle anderen Beamten unter 
dem (besetz. In den Vereinigten Staaten giebt es aber vier 
Grade von Gesetzen, nämlich: erstens die Bundesverfassung, 
zweitens die »Acts of Congress* und die Verträge mit auswär- 
tigen Staaten, die den Unionsgesetzen nebengeordnet sind und 
auch dem Prüfungsrecht unterliegen, drittens die Verfassung der 
Kinzelstaaten und viertens die Gesetze oder Statuten der Einzel- 
staaten. Die Richter haben nur die Widersprüche, welche unter 
solch einem System vorkommen müssen, zu erledigen und jeder 
Art von Gesetz ihre gebührende Wirksamkeit zu gewähren. Der 
Konflikt im Falle eines Widerspruches ist eigentlich nicht zwischen 
(4cricht und Gesetzgeber, sondern zwischen einem höheren und 
niederen Willen ; oder, wie der grosse Hamilton *) schon klar ge- 
macht hat, zwischen dem Volke, welches seine Willensäusserung 
durch Hchriftliche Verfassungen ausgesprochen hat, und seinen 
Agenten oder Repräsentanten, welche ihren Willen durch Ge- 
setze und Statuten äussern. Die Richter als solche haben keinen 
eigenen Willen; sie haben nur, wie es nicht oft genug wieder- 
holt werden kann, <lie Gesetze zu interpretieren und anzuwenden. 
Noch weniger ist diese Befugnis, wie es von Pomeroy*) ge- 
schieht, als ein Anteil an der Gesetzgebung aufzufassen. AUcr- 
din/^^K ist CH zuzugeben, dass die Gerichte, wie auch in Eng- 
land, in sehr wirksamer Weise thatsächlich bei der Rechts- 
bildung b(»teiligt sind,*) aber die Richter beschäftigen sich nicht 
mit Kragen der Politik oder der Zweckmässigkeit. Sie haben 
dem Kongresse keine Vorschriften zu machen und sich nicht um 
die Motive der Gesetzgeber zu kümmern, z. B. ob Bestechung 
stattgefunden habe. Die Präsumption ist auch immer auf Seite 
der Legislaturen, und die Verfassungswidrigkeit muss klar und 
unzweifelhaft sein, ehe die Richter es sich erlauben werden, 

1) Meyer, StaiUsrecht S. 519. 

2) The FederaHst Nr. 78. 

3) Pomoroy, „Constitutional Law" S. 66 und 67. 

4) Vergl. V. Holst, „Da« Staatsrecht der Vereinigten Staaten* S. 36 Note 3. 
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das betreffende Gesetz oder einen Teil davon für ungültig za 
erklären.') Diese Präsamption zu Gunsten der Gültigkeit eines 
Gesetzes wird im höchsten Grade gesteigert, wenn eine längere 
Zeit verliiesst, bis die betreffenden Streitfragen von dem Ober- 
bundesgericht erhoben werden.*) Diese Präsumption wird auch 
in Bezug auf Gesetze in den Einzelstaaten grösser sein, als in 
Bezug auf die der Union, da der Kongress, im Gegensatz zu den 
gesetzgebenden Körpern der Einzelstaaten, nur eine delegierte 
Gewalt besitzt.') 

Auch ist zu bemerken, dass das betreffende Gesetz nicht 
aufgehoben wird, sondern eigentlich wird immer nur der ein- 
zelne Fall entschieden und wie von Holst *) richtig bemerkt, ab- 
solut verbindlich für alle Einzelnen und alle staatlichen Ge- 
walten ist darum auch immer nur das Urteil über den einzelnen 
Fall. Da es aber anzunehmen ist, dass in allen analogen Fällen 
die gleiche Entscheidung gefällt werden würde, hat die Moti- 
vierung des Urteils mit der Verfassungsmässigkeit oder Ver- 
fassungswidrigkeit eines Gesetzes in der Regel auch die Wirkung 
einer wirklichen Entscheidung dieser Fragen. Dass dieses der 
Fall ist, folgt schon daraus, dass das Oberbundesgericht und 
noch viel öfter die Obergerichte der Einzelstaaten ihre Ansicht 
geändert haben. •'^) Jeder Richter ist so weit . unabhängig, dass 
er weder an die Entscheidungen höherer Gerichte, noch an seiner 
eigenen vorhergehenden Entscheidung in irgend einer Weise 
rechtlich gebunden ist. Es ist schon angedeutet worden, dass 
untergeordnete Gerichte nicht von dieser Befugnis Gebrauch 
machen sollten; aber es handelt sich hier nicht um rechtliche 



1) So z. B. würden sie es nicht unternehmen, eine Bill, wie etwa die Mc. 
Kinley Bill, welche den Handel zu schützen bestimmt ist, für verfassungswidrig 
zu erklftren, weil es ehen dem Wortlaute nach als eine «Revenue Bill' bezeichnet 
wird (und auch wohl zum Teil ist) und weil die Frage der Verfassungsmässig- 
keit Ton Schutzzöllen in Zweifel steht. 

2) Siehe über diesen Gegenstand Cooley, ^Constitutional Limitations"* S. 192 
bis 222 und Thayer in Nation Apr. 10 1884. 

3) Bemerkenswert ist es, dass ein Gesetz, welches für gültig erklärt wird, 
nicht geradezu als verfassungsmässig, sondern als nicht verfassungswidrig be- 
zeichnet wird. 

4) Von Holst, ^Staatsrecht der Vereinigten Staaten" S. '^5. 

5) S. z. B. in den sogenannten Legal Tender Urteilen. 
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^'rlii;iiiki'ii. Knilifli is! r> ziiziiirelK'ii, dass ei« FrieileiisrirlitTr 
/.. IJ. «liM li«'rlii mit ;rr«»ssiii' l?«'srliei<lenlieit ausüben sollte. 

KiiH' Kra;(i', iibiT wi-lclie hi'iite norli viel gestrilteii winl, i^t 
ilii-i«. : wi*- \\i-'\\. sind die Kniselieidungen der Oberff^-riehte der 
I»'i^islaliv<'ii Mild cxfkiitiveii tiewalt gcsfenüber bindend? Wir 
Ii.'iIh'Ii jri'st lifii, dass s'w. \vedt*r für >ich selbst, noch für die unter- 
u*'nnhir\i'}\ i'n»\\r\\\i* \\]h*v dt'ii einzelnen Fall liinaus absidut bin- 
«b'inl >iMtl. \'ifl Nvriiitr«'r krmiieii sie die exekutive und legislaiivt? 
<H'\vaIt biiidrn. Wir stiniineii tn»!z der entgegengesetzten Au- 

Irhf Villi .Madisfni und Wfbster ^»-auz uud jjfar mit von Holst') 
üiHfri'in, wenn rv sa^'t: ,IniuM'lialb ihrer Knmpeteuzsidiäre sind 
di«'-!' nirlii, nur l)»'!'!!^:!, sondern event. sogar verpflichtet, vmII- 
kiiiiiiin-ii stdbsiändi;.^ übtM' die Verfassunpfinässigkeit ihres Thuu> 
iukI L;i-^i'Ii> /m iirhMbMi." Die IVäsidenICMi detterson, Jackson 
mihI liiiiriiln sl.iiidcn alb' auf diesem Standpunkt. Prä.sident 
.l«'Htr tili ;i:M in M»iiier Korresp«»!ideiiz, dass jedes Departement 
♦•iij ^.'lijrlii's li*f« ht hat, {Vir sich srlbst zu entscheiden, was iler 
Sinn dt'i' X'iTrasiin;^; sid; .Iac.ks(»n behauptete in etwas sclirortei 
\\'#'i«', rr halic ein el)ens(» »ifutes Jierht, als das Oberbundes- 
j(»'iicht, dii« \'crra»iinjj: zu interpretieren, und Präsident LincMlii 

;ii.M in .'ciiHT InauKuraladresse in Ht^zuju'" auf das schon er 
v.;i.hnt»- ,Dn'<l Scott **-rrti'il : ^Den Urteilen der Gerichte über 
di«^ \ irit'.i: suntrsinassii^^kcit von besetzen und s<»nstigen Regie- 
iiiiit' hiindluiiL''cn, dncn Abji:abe durch die Entscheidung vuji 
fi«'ht::f;flli-n notwendig: wird, haben die anderen Kegierungsire- 
w;ilt»'ii ix^ti.f^ ninralischi*s (Jewicht zuzugestehen, aber über dei 
lic tiiiinitm Kall hin.ius haben ^sie keine politische Verbindlich' 
ln'ii liir dicscIlM-n: winde* ihnen dies zuerkannt, so würde da? 
\'i»lk d«-r Scli)sircLMeiinig <'ntsa<i:e,n und sein Geschick in ilk 
lliindc des ( Jerichtt-s b»gen." Diese Doktrin wurde auch vor 
Kvails lind Staiiiniiy während der Anklage <les Präsidentei 
.Inhnsoii geltend gcMinudit. Die h*ichter haben also nicht all eil 
das j.'ccht, eine i'igene Meinung übi'r die Kragen der Verfas 
siin^^siiiässigk«Ml. zu hegen und darnacli zu handeln. Man könnt« 
sogar behfiujjten, ilass jedem Bürger die PIlicht (ddiegt, sich übei 
solciie Kragen Klarheit zu verschatlen und seine Urteilskraf 
nicht blind den l»ichtein zu übergeben. 

1) Von Holst, „Slaatsrerht der Viufinij^ten Staaten" S. iiG. 
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Wir haben noch einzelne Umstände hervorzuheben, welche 
sich auf die Ausübung dieser Befugnis beziehen. Die Sitte 
unter den Richtern fordert^ dass das Gericht nicht ohne die An- 
wesenheit aller betreffenden Richter ein Gesetz oder einen Teil 
desselben für verfassungswidrig erklärt ; es sucht solche F'ragen 
womöglich zu vermeiden und wird sie nicht auf werfen, wenn 
niemand darunter leidet. Vor allem soll kein Gesetz auf Grund 
von harten und bedrückenden Bestimmungen für verfassungs- 
widrig erklärt werden, oder weil es die natürlichen, sozialen 
oder politischen Rechte der Bürger zu verletzen scheint, wenn 
diese Rechte nicht gleichzeitig von der Verfassung beschützt 
und garantiert sind. Auch nicht, weil es den fundamentalen 
Prinzipien einer republikanischen Regierungsform oder dem Geist 
der Verfassung widerspricht. Zwar sind schon solche Ent- 
scheidungen vorgekommen; aber sie sind als prinzipiell schäd- 
lich anzusehen. Unter solchen Allgemeinheiten kann sich alles 
verbergen. 

Eine besondere Erwähnung venlient eine Einrichtung, welche 
in einigen Staaten eingeführt ist. Da die Verfassungen ihrem 
materiellen Inhalt nach den Charakter einer einfachen Gesetz- 
gebung annehmen, und die Legislaturen ihre Thätigkeit doch 
fortsetzen, ergiebt es sich, dass von dieser Befugnis immer mehr 
und mehr Gebrauch gemacht wird. Obwohl, wie Rousseau') 
sagt: „Wo das Recht und die Freiheit alles ist, sind die Un- 
bequemlichkeiten nichts," muss man doch zugeben, dass mit einer 
solchen Einrichtung mit den Vorteilen doch auch grosse Nach- 
teile und Schwierigkeiten verbunden sind, welche etwas über 
blose Unbe(iuHmlichkeiten hinausgehen. *) Um eine grössere 
Sicherheit des Rechtes herbeizuführen, haben einzelne Verfas- 
sungen den Richtern des Obergerichtes des betr. Staates die 
Pflicht auferlegt, auf Verlangen des Gouverneurs oder der Le- 
gislatur ihr Gutachten über Rechtsfragen abzugeben. 

Ein solches Gutachten ist freilich nicht bindend, aber doch 
zweifellos von grossem moralischem Einfluss. Die Richter sind 
aber sehr abgeneigt, ihre Ansichten auf diese Weise zu äussern. 

1) ^Contrat social** Ch. 15. 

2) Es ist in den Vereinigten Staaten schon vorgekommen, dass ein Gesetz, 
nachdem es 37 Jahre in Kraft war, für verfassungswidrig erklärt wurde. 
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Das Oberbundesgericht der Union hat sich schon geweigert, ') 
Washington ein Giitachten zu erteilen über den Vertrag mit 
Franki-eich, was er freilich ohne gesetzliche Ermächtigung ver- 
langt hat. Auch die Richter der Obergerichte der Einzelstaaten 
sind diesem Beispiele oft gefolgt. Diesv) Einrichtung verschafft 
zweifellos eine rein juristische und nnparteiische Interpretation 
solcher Fragen;*) aber die Richter können die Wirkung des 
Gesetzes nicht beobachten, und die betr. Fragen werden nicht 
einer eingehenden Erörterung von eiiuiiider entgegengestellten 
Advokaten unterzogen Auch wäre zu fürchten, dass das Retht 
etw^as von seinem praktischen Charakter verlieren und einen 
mehr theoretischen annehmen würde. 

In den Vereinigten Staaten haben die Richter* leider nicht 
wie in England, Schweden und, wie es scheint, auch in Ungarn 
die Gültigkeit bestrittener Wahlen zu prüfen. Dieselben Miss- 
stände, wie sie in England vor der Durchführung der „Election 
Petitions and Corrupt Practices at Elections Act" von 1868 
existierten, obwohl vielleicht nicht in so hohem Grade, liegen 
heute in den Vereinigten Staaten vor. Es erheben sich aber 
in den Vereinigten Staaten Bedenken gegen eine derartige Er- 
weiterung des richterlichen Prüfungsrechtes, welche nicht über- 
sehen werden dürfen. Die Legislaturen können durch Gesetz 
die Zahl der Richter veiraehren oder vermindern, und dadurch, 
dass die Richter als Parteimänner ernannt werden, kann die 
herrschende Partei nicht nur Vakanzen mit ihr angehörigeu 
Kandidaten ausfüllen, sondern auch Richter ein- und absetzen. 
Dieses ist auch schon geschehen, z. B. die sog. „Mitternacht- 
ernennungen" des Präsidenten John Adams 1801. John Adams 
hat nämlich unmittelbar, ehe er sein Amt niederlegen musste, 
vermöge eines „Act of Congress**, welcher 16 „Circuit Courts" 
(Kreisgerichte) geschaffen hatte, Mitglieder der Föderalisten 
Partei als Richter ernannt. Die demokratische Partei hat so- 
gleich diese Gerichte abgeschafft und damit auch die Ernen- 
nung rückgängig gemacht. Das Oberbundesgericht, kann z>var 
nicht auf diese Weise vernichtet werden, aber die Zahl der 
Richter kann vermehrt oder vermindert werden. Im Jahre 1866 

2) Story, „Commentaries" § 1571. 

3) Bryce, „American Commonwealth* S. 4^J2— 3. 
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hat der Kongress, um dem Präsidenten Johnson das Ernennunps- 
recht wegzunehmen, die Zahl der Richter von zehn bis auf 
sieben vermindert. Im Jahre 1869, als Grant Präsident wurde, 
wurde die Zahl wieder auf neun erhöht. Die Machtbefugiris 
des Kongresses, die Zahl der Richter des Oberbundesgerichtes 
durch Gesetz zu vermehren oder zu vermindern, deutet auf eine 
Schwäche dieser Einrichtung hin, welche dem Oberbundesgericht 
verhängnisvoll werden kann. Eine besondere Erwähnung ver- 
dient auch die „Electoral Commission*, welche 1877 eingesetzt 
wurde, um die bestrittenen Wahlen zu prüfen, welche bei der 
Präsidentenwahl vorkamen. Sie bestand aus fünf Mitgliedern 
des Senates, fünf Mitgliedern des Repräsentantenhauses, und 
fünf Mitgliedern des Oberbundesgerichtes. Die Melirheit der 
Bevölkerung, wie es auch vielfach von Republikanern zugegeben 
wird, glaubt heute, dass nicht Hays, der republikanische Kan- 
didat, wie die Kommission erklärte, sondern Tilden, der demo- 
kratische Kandidat hätte eingesetzt werden sollen.. Die fünf 
Oberbundesiichter sind trotzdem ihrer Parteistimmung gefolgt, 
und sie haben als Parteimänner entschieden. Freilich war das 
ein ganz aussergewöhnliclies Ereignis und eine Einrichtung, die 
für den speziellen Fall eingesezt wurde. Wir können sie daher 
nicht als massgebend ansehen. In Amerika wie in England 
sind die Traditionen der „bench und bar** solche, dass das 
richterliche Amt den Mann veredelt, und es kommt selten vor, 
dass auch der rücksichtsloseste Parteiführer sich als Richter 
von Parteirücksichten beeinflussen lässt. Freilich kann sich 
der Richter nicht, wie es auch nicht zu wünschen oder zu ver- 
langen ist, den politischen Rücksichten (im weiteren und besten 
Sinne deö Wortes) ganz entziehen. 

lieber die Methode der Konstruktion und der Interpreta- 
tion, welche in Bezug auf die Unionsverfassung einen sehr 
grossen Einfluss auf die Parteibildung in den Vereinigten Staaten 



1 ) Wir brauchen diese Worte wechselseitig, trotzdem dass streng juristisch 
and technisch genommen sie zu unterscheiden sind. ^Interpretation*" bezieht sich 
auf den Sinn eines Wortes oder einer Phrase z. H. die Bedeutung des Wortes 
^people'' in der Preamble der Unionsverfassung. ^Construction* bezieht sich 
auf Fragen, welche nicht von der Verfassung direkt berührt sind, aber welche 
prinzipiell darin enthalten sein müssen, z. ß. die Emancipation der Sklaven durch 



•s 
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ausgeübt hat, und über welche der Streit heute noch nicht 
ganz erloschen ist, werden wir noch einige Worte hinzufügen, 
obwohl es vielleicht ausserhalb des Bereiches unserer Erörterung 
liegt. Bald nach 1789 bildeten sich zwei Parteien in den Ver- 
einigten Staaten, welche ihre Wurzeln iu der Verteidigung und 
der Opposition der Unionsverfassung hatten. Die Föderalisten 
wollten eine möglichst starke Centralisierung, und die Anti- 
föderalisten, nachher Republikaner oder Demokraten genannt, 
sträubten sich sehr dagegen und veiteidigten die Rechte der 
Einzelstaaten. Die Föderalisten unterstützten eine breite, 
liberale Interpretation der Verfassung. Die Staatsrechtler da- 
gegen, um die Rechte der Einzelstaateii zu bewahren, verlang- 
ten eine möglichst strikte Interpretation. Im Jahre 1801 siegte 
die republikanisch-demokratische Partei unter Jetteraon und die 
Föderalisten wurden unterdrückt. *) Die Parteien blieben aber 
ihren Prinzipien nicht getreu. Der Kauf von Louisiana. 1803 
wurde von Jefferson selbst als verfassungswidrig betrachtet, 
und er empfahl ein besonderes Amendement, um diesen Akt 
zu legimitiereii. Seine Partei teilte seine Skrupeln nicht, und 
es geschah nicht. Seine „Embargo-Acts^ von 1807 und 1808, 
welche den Handel in Neu-England beinahe vernichtet hatten, 
wurden von den Gerichten in Neu-England für ungültig erklärt, 
da dei- Kongress nur die (ilewalt habe, den Handel zu regeln, 
dagegen nicht zu vernichten. Diese Akte des Kongresses und 
der folgende Krieg mit England (1812—14) erregten eine sehr, 
grosse Opposition von Seiten der Föderalisten in Neu-England 
und führten zu der Hartford Konvention von 1814, welche die 
Doktrin der „Virginia und Kentucky Resolutions* in noch be- 
stimmterer Form wiederholte und sich beinahe auf den späteren 
Standpunkt Calhouns und der Secessionisten von 1861 stellte, 

die Kriegsgüwalt. Hier handelt es sich also nicht nur um die Bedeutung von 
Worten oder Phrasen, sondern um die Anwendung von weitgehenden Prindpien 
oder Befugnissen. Immerhin mtlsscn historische Thatsachen und die Vergleich- 
ung von einer Klausel mit der andern von Wichtigkeit sein. 

Ij Dies geschah in Folge der „Alien and Sedition Acts** von 1798, welche 
Anlass gaben zu den ^Virginia und Kentucky Resolutions*, von Jefferson und 
Madison verfasst. Diezc entfalteten schon die gefahrliche Doctrin, welche Calhoun 
weiter ausgebildet hat. 



i 
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ein Beweis dafür, dass es einer Partei nicht sehr ernst mit 
ihren Prinzipien ist, wenn diese ihren Interessen widerstreben. 
Ein grosses Glück war es aber fiir das Land, dass das Ober- 
bundesgericht mit Föderalisten besetzt war, nnd dass an dessen 
Spitze Marshall als Hauptrichter stand, in den Jahren 1801—35, 
ein Jurist, dessen Verdienst unerraesslich ist, und dessen Ruhm 
nur dem eines Washington und Hamilton gleicht. Er machte 
die Verfassung zu dem, was sie heute ist, stellte die Prinzipien 
auf, dass erstens jede Gewalt, welche die Bundesregierung hat, 
als positiv durch die Verfassung begründet bewiesen werden 
muss und zweitens, dass solche Gewalten breit konstruiert 
werden müssen, d. h. es wird eine weite Wahl in Bezug auf 
die Mittel und die Methoden gestattet, welche, wie die Ver- 
fassung sagt, „notwendig und passend sein sollen, um die an- 
erkj^nnten Befugnisse zu vollziehen'* u. s. w. Die Souveränität 
der Unionsregierung sei also in ihrem eigenen Gebiet „supreme*. 
Dies ist die Doktrin der „implied powers* (eingeschlossene Ge- 
walten) wie sie besonders in Mc. Culloch gegen Maryland ') 
ausgebildet worden ist, wo das Recht der Einzelstaaten, die 
United States Banks zu besteuern, verneint wurde. Der eigent- 
liche Urheber dieser Doktrin war aber Hamilton, der sagte: 
„Jede Gewalt, welche in einer Regierung eingesetzt ist, ist 
ihrer Natur nach souverän und sie schliesst in sich ein Recht, 
alle Mittel zu brauchen, welche ehrlich anwendbar sind, um 
die Zwecke solcher Gewalt zu erreichen.** *) Diese Doktrin 
wurde heftig von der demokratischen Partei angegriffen, be- 
sonders in Bezug auf das Recht der Unionsregierung, eine 
Bank zu privilegieren, den Handel durch Zölle zu schützen, 
innere Verbesserungen vorzunehmen, und das Recht der Union, 
den „Interstate "-Handel (Binnenhandel) zu kontrollieren. Diese 
Doktrin kam aber zu ihrer höchsten Entwicklung während des 
Bürgerkrieges in Bezug auf die Kriegsgewalt. Die höchste 
Ausübung dieser Gewalt ist die Emanzipation der Sklaven ge- 
wesen. Während des Krieges aber haben es einige Gerichte 
gewagt, das Recht des Präsidenten zu verneinen, die ^habeas 



1) 4 Wheat 816. 

2) Hamiltons Works (Lodges cd.) Bd. 3, S. 181. 
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corpus Act** zu suspendieren, and in ex parte Milligan •) erklärte 
das Oberbundesgericht, dass ein Bürger, welcher nicht an dem 
Kriege aktiv beteiligt sei, dem Kriegsrecht nicht unterliege, 
wenigstens nicht, wo die Gerichte ihre Thätigkeit fortsetzten. 
Obgleich das Oberbundesgericht während des Krieges fast flber- 
eijistimmend demokratisch war und es kurz vorher ein Urteil 
(Dred Scott) ganz und gar nach dem Wunsche der Sfidstaaten 
gegeben hatte, welches viel dazu beigetragen hat, die republi- 
kanische Partei zu stärken und den Krieg herauf zu beschwö- 
ren, bewahrte sich das Oberbundesgericht die hohe Stellung, 
welche es hinsichtlich der Prüfung von Gesetzen erworben 
hatte. Nach dem Bürgerkriege wurde das Obei^bundesgericht 
wieder überwiegend republikanisch; aber es wurden einige 
Demokraten durch Cleveland ernannt, und auch einer von dem 
streng parteiisch gesinnten Republikaner Harrison. Heute fragt 
niemand mehr nach der Parteirichtung der Richter, und das 
Oberbundesgericht hat heute seine parteiische Komplexion fast 
gänzlich verloren. Die Verfassung ist eben, wie schon gesagt, 
im Grossen und Ganzen ausgebildet und Fragen der Zweck- 
mässigkeit treten in den Vordergrund. Ja, man kann sagen, 
dass die beiden alten Parteien, der „loose und strict Construc- 
tionists", welche soviel beigetragen haben, um den Gegensatz 
zwischen Föderalist und Demokrat zu stisigern, beinahe ver- 
schwunden sind, da die Staatsrechtler durch die Waffen eine 
entscheidende Niederlage erlitten haben. Die Gegensätze danern 
freilich fort, aber in sehr abgeschwächter Form, und sie be- 
ziehen sich auf andere Fragen und haben ihren Parteicharakter 
beinahe gänzlich verloren. Damit hat das richterliche Prfifungs- 
recht beinahe aufgehört, auf die Parteibildung zu wirken. Die 
republikanische Partei ist unter einer gewissen Empörung gegen 
das Oberbundesgericht des Dred Scott Urteils wegen entstan- 
den; aber sie hat die der Unionsgewalt günstigen Traditionen 
der Föderalisten und Whigs ererbt, welche den Gerichten in 
der Anwendung der Doktrin von „implied powers* natürlich 
sehr günstig sind. Die demokratische Partei dagegen, ihren 
Traditionen folgend, ist vielleicht dieser Doktrin gegenüber 

1) 4 Wall 2. 
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nicht ganz so freundlich gesinnt.') Im Grossen und Ganzen 
glauben wir, dass der Einfluss der Gerichte, bezw. des Ober- 
bundesgerichtes bei der Lösung juristischer Fragen auf die 
politischen Verhältnisse vielfach von Schriftstellern überschätzt 
worden ist. In den Vereinigten Staaten nehmen fast alle poli- 
tischen Fragen ein juristisches Gepräge an, welches die wirk- 
lichen Interessen und Prinzipien vielfach deckt. Man studiert 
die Urteile nicht so sehr, um den wahren Sinn der Verfassung 
wahrzunehmen, als um Waffen zu erlangen, damit man seine 
Gegner bekämpfen kann. Allerdings kann dieser Einfluss auf 
dem Gebiete des Rechtes, bezw. des Verfassungsrechtes nicht 
zu hoch geschätzt werden. 



Abschnitt III. 



Die unmittelbare Teilnahme des Volkes der Vereinigten 

Staaten von Nordamerika an der Qesetzgebung, bezw. das 

Konvention-System und das Referendum. 

Man spricht heute von einer neuen Gewalt, welche sich 
allmählich neue und grössere Gebiete erobert, und welche mehr 
und mehr die Leitung der Verwaltung und besonders die der 
Gesetzgebung unmittelbar beeinflusst. Diese Gewalt bezeichnen 
wir als die der öffentlichen Meinung. Aber in fast allen Staaten, 
zu fast allen Zeiten gab es immer eine letzte und gewaltsame, 
obwohl eine unbestimmte und geheime Macht, welche auch die 
dem Absolutismus am meisten geneigten Herrscher nicht ausser 
Rechnung lassen konnten. Auch in den Staaten mit ganz aus- 
geprägtem Absolutismus stellte das Volk dem Herrscher Gren- 
• zen,*) welche er nicht zu überschreiten vermochte. Diese Ge- 

1) Bemerkenswert ist es, dass diese Partei sich in ihrer «Platform*' (d. h. 
Parteiprogramm) wieder von neuem gegen die Verfassungsmässigkeit von Schutz- 
SEönen ausgesprochen hat; aber es ist wohl zu bezweifeln, ob es ihr ernst da- 
mit ist. 

2) Siehe «The State" ?. 954 von Woodrow Wilson. 
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walt äussei-t sich hier zwar nicht aktiv und schatfeud, wie es 
in denjenigen Staaten der Fall ist, wo die Leitung der Staats- 
angelegenheiten allein in den Händen der Repräsentanten oder 
Agenten des Volkes ist, welche dem Volke unbedingt Gehorsam 
leisten, sondern sie hat nur eine passive, hemmende Wirkung, 
welche die alten Sitten und das bestehende Recht vor willkür- 
lichen oder umfassenden Veränderungen bewahrt.- Dennoch sehen 
wir bei den Kulturstaaten, dass diese Gewalt früher oder später 
eine aktive wird. 

Bryce^) unterscheidet vier Stufen bei dem Uebergang von 
Passivität zur Aktivität. Erstens haben wir unbewussten und 
passiven Gehorsam von Seiten des Volkes. Zweitens giebt es 
WaflFenkonflikte zwisclien Volk und Herrscher. In der dritten 
Stufe entscheidet die allgemeine Abstimmung des Volkes die 
Streitigkeiten vou Zeit zu Zeit. In der vierten und letzten 
Stufe finden wir eine unmittelbare Teilnahme von Seiten des 
Volkes an der Gesetzgebung. Obwohl diese Einrichtung in obige 
vier Stufen vielleicht nicht als eine scharfe oder rein wissen- 
schaftliche angesehen werden kann, weil sie den reellen Ver- 
hältnissen des Staatslebens nicht völlig angemessen ist, so ist 
sie doch von hohem Wert dadurch, dass sie auf den Charakter 
und die Qualität der öffentlichen Meinung in den verschiedenen 
Staaten hindeutet. 

In denjenigen Ländern, welche man als frei zu bezeichnen 
pflegt, giebt es nach Bryce drei Regierungsformen:*) 

A. Regierung durch Gemeinde- oder Volksversammlungen, 
d. h. die Gesetze werden vom Volke direkt in ihren Volksversamm- 
lungen erlassen, wie z. B. die «r^^/^Jj und ixx)ajma in Griechenland, 
die Comitia in Rom, das Folkmoot unter den Germanen, die Lan- 
desgemeinde in der Schweiz und das town-meeting in den Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika. Solche Versammlungen sind 
Wühl nur in Gebieten von geringem Umfange möglich, und man 
muss zugeben, dass die heutige Entwicklung, welche auf Staaten- 
bildung mit umfangreichem Gebiet hinzielt, dieser Regierangs- 
form sehr ungünstig ist,') so dass sie sich im allgemeinen nicht 



1) AmeriCiin Commonwealth Bd. 2, S. 250. 

2) Ebenda Bd. 2, S. 255—6. 

3) Siehe Freemaus „Introduction to ihe Ilistory of FederaHsm''. 



— 47 — 

weiter ausbilden kann. Die Gesetze der Anglosachsen und die 
Kapitularien von Charlemagne wurden auch vom Volke in natio- 
nalen Versammlungen beschlossen. Während des Mittelalters 
ging aber das Recht, Gesetze zu erlassen, entweder auf den 
Souverän oder eine repräsentative Versammlung über. Die ältere 
Rogierungsform scheint ihre Existenz nur in einzelnen schwei- 
zerischen Kantonen und in kleinen Ländern wie Andorra und 
San Marino bewahrt zu haben.*) Diese Regierungsform ist die- 
jenige gewesen, welche Rousseau als Ideal hinstellte und in so 
beredsamer und scharfsinniger Weise empfahl.*) Er behauptete: 
^In einem wohlverwalteten Staat eilt jeder in die Versanmi- 
lungen.** Er verwarf das repräsentative System vollständig aus 
praktischen und theoretischen Gründen. „Wo sich der Repräsen- 
tierte befindet, giebt es keine Repräsentanten mehr.* ') — „Durch 
grosse Trägheit und viel Geld haben die Bürger endlich Sol- 
daten, um das Vaterland zu unterjochen, und Repräsentanten, 
um es zu verkaufen.*^) — „Die Souveränität kann nicht ver- 
treten werden aus demselben Grunde, aus dem sie nicht ver- 
äussert werden kann. Sie besteht wesentlich in dem allgemeinen 
Willen, und der Wille lässt sich nicht vertreten. Die Abgeord- 
neten des Volkes sind weder, noch können sie seine Reprä- 
sentanten sein. Sie sind nur seine Bevollmächtigten. Sie können 
nicht endgültig beschliessen. Jedes Gesetz, welches das Volk 
nicht in Person bestätigt hat, ist null. Es ist kein Gesetz." 
„Das englische Volk," behauptet er, „hält sich für frei; es täuscht 
sich sehr; es ist es nur während der AVahl der Parlamentsmit- 
glieder. Sobald sie erwählt sind, ist es Sklave. Es ist nichts. 
In den kurzen Augenblicken seiner Freiheit verdient der Ge- 
brauch, welchen es davon macht, dass es sie verliere. Im Augen- 
blicke, wo ein Volk sich Repräsentanten giebt, ist es nicht mehr 
frei. Es i s t nicht mehr." Er ist sich der praktischen Schwierig- 
keiten, welche der Verwirklichung seiner Ideen im Wege stehen, 
wohl bewusst, aber er meint: „Wo das Recht und die Freiheit 
alles sind, sind die Unbequemlichkeiten nichts." 



1) Bryce, »American Commonwealth** ßd. 1 S. 448. 

2) „Contrat Social" Livre 3, eh. 15 am Ende. 

3) Ebenda Livre 3, Ch. 14. 

4) Ebenda Ch. t'). 
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B. Die zweite Regierungsform ist also dieses sog. repräser 
tative System. Das Volk ist durch Repräsentanten vertretei 
die eine bedeutende Rol|e bei der Kontrolle der Staatsangelegei 
heilen spielen. Wo diese Form existiert, hat das Volk aber nu 
eine indirekte Kontrolle über die Staatsleitung errungen. Wir we: 
den diese Regierungsforra an dieser Stelle nicht weiter erörter 

C. In der französ. Verfassung von 1793 wurde eine Staat 
form geschaffen, welche die rousseauischen Ideen zu verwir" 
liehen, aber gleichzeitig den Charakter Frankreichs als einhei 
liehen Gross-Staat zu bewahren suchte. . Es stand dem Voll 
gegenüber den Gesetzesvorschlägen seiner Repräsentanten ei 
Veto zu, im Falle Einwendungen gegen diese erhoben wuri» 
von einem Zehntel der Kommunen in einer Majorität der Depart: 
ments, und es wurde bestimmt, dass die Einberufung einer Ko 
vention für Verfassungsänderungen von dem Willen des Vollem 
abhängig sein sollte.*) Diese Verfassung trat aber nie in Kral 
Die Ideen Rousseaus, obwohl sie durch das napoleonische „pl 
biscite" scheinbar teilweise wieder lebendig wurden, musstc 
den mehr praktischen und realen Verhältnissen des Staatslebei 
entsprechenden Ideen Montesquieus' weichen, die sich wesen 
Hell durch den Ausspruch charakterisierten: »Das Volk darf iin 
in die Regierung berufen werden, um seine Repräsentanten ^ 
wählen." 

Diese dritte Regierungsform, deren Charakter und Wirkun/ 
als Hemmungsmittel der gesetzgebenden Körper in den Vei^ 
einigten Staaten von Nordamerika wir uns eigentlich in dieser 
Abschnitt als Aufgabe gestellt haben, wird von Bryce als ei:i 
Versuch*) charakterisiert, entweder das Prinzip von der Ge5 
meinde- oder Volksversammlungen auf grosse Länder auzuwen 
den, oder als eine Modifikation des repräsentativen Systems. 

In der Schweiz existierte das sog. Referendum, das ist „da^ 
zu Berichtende" bestimmt schon im siebzehnten Jahrhundert 
wenigstens in Obcrengadin und im Zehngerichtenbund.') Orelli*^ 
behauptet, es sei im 16 Jahrhundert in den Thälern Graubün 



1) Helile S. 381—87 Conat. du 1793 Art. 58—60, 115. 

2) «The American Commonwealth* S. 250. 

3) Beiträge zur Geschichte des Referendums u. s. w. von Dr. Ganzoni S. T^ 

4) Orelli, Das Staatsrecht der Schweizer. Eidgenossenschaften S. 104. 
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deos und in Itallis entstanden. Es haben Boten oder Gesandte 
mflndlich die Vorschläge in ihren heimatlichen Wahlkreisen (Ge- 
richtsbezirken) erklärt und zur Annahme empfohlen und erst, 
wenn eine Mehrheit der verschiedenen Kreise sich nach Be- 
ratung für Annahme erklärte, konnte das Gesetz oder der Be- 
schlnss des Bundes in Kraft treten. Das Referendum scheint 
eine fast unbeschränkte Anwendung erlangt zu haben, und es 
erstreckte seine Wirksamkeit auf fast alle denkbaren Gegen- 
' stände.') Durch die Mediationsakte Napoleons erlitt das Referen- 
dum eine gewaltige Einbussc, indem es wesentlich zu dem wurde, 
was man als modernes Referendum bezeichnen kann, welches 
einen ganz anderen Sinn hat als das frühere Referendum und 
gleichbedeutend mit einer direkten Volksgesetzgebung ist. Eine 
reine repräsentative Demokratie scheint sich nur in Freiburg*) 
bewährt zu haben; reine Demokratien mit Landesgemeinden sind 
nur Uri, ünterwalden nid und ob dem Wald, Appenzell, Ausser- 
und Inner-Rhodcn und Glarus, also zwei ganze und vier Halb- 
Kantone.*)' Also sehen wir, dass das Rererenduni den grösstcn 
Teil der Schweiz umfasst, und es ist auch in die Bundesver- 
fassung übergegangen/) *) In Frankreich ist, wie wir bereits ge- 
sehen haben, der Versuch, eine derartige Einrichtung einzu- 
ffihren, gescheitert, von den plebiscitcs und der Lehre von dem 
pouvoir constituant abgesehen. 

Dagegen ist in den vereinigten Staaten von Nordamerika 
augenblicklich dieses obenerwähnte Prinzip fast unbemerkt, wie 
es scheint, in einer grossartigen Entwicklung begriffen. Dieses 
tritt sehr klar in den Verfassungen der Einzelstaaten hervor, 
und diejenigen, welche den Charakter, die Wiikung und die Ent- 
wicklung der reinen Demokratie in Amerika zu beurteilen ver- 
suchen, müssen, worauf de Toqueville schon hinweist, ihre 
Studien auf diese Verfassungen ausdehnen. 



1) S. Beiträge zur Geschichte des Referendums u. s. w. von Dr. Ganzoni 
S. 3^—69. 

2) Orelli, S. 108 in Marquardsens Handbuch d. ö. Rechtes. Ilicr existiert 
aber auch das Verfassungsreferendum. 

3) Diese sind eigentlich keine Ausnahmen; die Landesgemeinde macht nur 
eine formeUe Abstimmung durch Ballotoge unnötig. 

4) Arts 89 und 90. 

5) Von irgend einem geschichtlichen Zusammenhang zwischen dem schwei- 
zerischen und dem amerikanischen Referendum kann aber nicht die Rede sein. 



- 50 - 

1. Das KonTentionM-System. 

Als die Kolonien sich im Jahre 1776 von England unab- 
hängig erklärt hatten, ging die Befugnis, welche die Krone hatte, 
Charters oder Verfassungen zu geben und zu amendieren, auf 
das Volk der Einzelstaaten über, also nicht auf die gesetz- 
gebenden Körper.*) Diejenigen Verfassungen aber, welche in 
den Jahren von 1776—84, also während der Revolution einge- 
führt wurden, sind zwar meistens nicht einer direkten Volks- 
abstimmung unterworfen worden, aber sie sind als die Willens- 
äusserungen des Volkes aufgefasst worden, welche sie ins 
Leben gerufen hat durch die neugeschaffenen Konventionen oder 
ihre Legislaturen, und welches dadurch sich selbst sowohl als 
den Regierungsorganen gegenüber Schranken gezogen hat.*) Das 
war eben eine Periode, in welcher die geschichtlichen Ereignisse 
nicht immer nach dem Massstabe der rechtlichen Normen ge- 
prüft werden konnten und in welcher man Rücksicht auf die 
politischen Verhältnisse nehmen musste. Es ist wohl auch an- 
zunehmen, dass die Prinzipien des amerikanischen Verfassung^- 
rechtes noch nicht klar und völlig ausgebildet waren. Als Be- 
weis dafür, dass dieses dem amerikanischen Verfassungsi'echte 
zu Grund liegende Prinzip, ohne welches das Volk nur eine 
Scheinsouveränität hätte, nur allmählich klar und unbestritten 
wurde, heben wir hervor, dass von 1789 — 1861 wenigstens 
16 Verfassungen dem Volke nicht vorgelegt wurden.') Dieses 
Verfassungs-Referendum werden wir aber an einer späteren 
Stelle in ausführlicherer Weise erörtern. An dieser Stelle be- 
trachten wir nur das Konvention-System als Hemmungsmittel 
der gesetzgebenden Körper. 

Keine der existierenden Verfassungen ist in den Verenigten 
Staaten auf dem Wege der Gesetzgebung zu Stande gekommen. 

1) Die heutigen Verfassungen der englischen Kolonien werden vom Parla- 
ment erlassen in Form eines Gesetzes. 

2) Die Massachusetts Verfassung von 1780 und diejenige Neu-Hampahires 
von 1784 sind die einzigen dieser Periode, welche vom Volke direkt genehmigt 
wurden. 

3) Bryce bat daher Unrecht, wenn er behauptet in „American Common- 
wealth" Bd. 1 S. 418, dass Verfassungen seit 171)2 immer dem Volke vorgelegt 
wurden. Siehe Jamesons „Constitutional Conventions*" Appendix B. nnd § 134. 
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Während der revolutionären Periode sind zwar, wie oben er- 
wähnt, einige Verfassungen auf diese Weise zu Stande gekom- 
men. Dies war in South-Carolina, Rhode-Island, und Connecticut 
der Fall; aber die Verfassung in South-Carolina und New- 
Hampshire haben nur mehrere Jahre gedauert, und in Rhode- 
Island ^ und Connecticut sind die alten Charters in dieser ein- 
fachen Weise in Verfassungen verwandelt worden. Also haben 
wir in den Vereinigten Staaten während der revolutionären 
Periode in neun Staaten und heute in allen Staaten, wie auch 
im Bundesstaat, Verfaßsungen, welche nicht auf dem Wege der 
Gesetzgebung entstanden sind, d. h. durch die gesetzgebenden 
Körper, sondcni durch sog. Konventions. Betrachten wir jetzt 
näher den Ursprung und Charakter dieser Konventions. 

Stichhaltiger als Wilsons Behauptung, dass diese auf das 
Privy Council zurückzuführen sind, scheint uns die Ansicht 
Jamesons ') zu sein, dass die Verfassungskonventionen als eine 
Modifikation der früheren revolutionären Konvention der Ver- 
einigten Staaten anzusehen sind, denen die englischen Kon- 
ventions von 1660 und 1689 als Vorbilder gedient haben. Diese 
revolutionären Konventions hatten zwar eine widerrechtliche, 
aber faktisch eine unbeschränkte Macht und haben alle Re- 
gieiningsbefugnisse sich angeeignet, einschliesslich die der Ge- 
setzgebung. Da das Volk durch seine Misshandlung von Seiten 
des englischen Parlaments den gesetzgebenden Kön)ern gegen- 
über sehr misstrauisch wurde, wollte es die gesetzgeberischen 
Befiignisse der Legislaturen auf eine einfache Gesetzgebung ein- 
schränken und die Formulierung der Verfassungen oder des 
Fundamentalgesetzes in seinen eigenen Händen behalten. Zu 
diesem Zweck wurden die Befugnisse der revolutionären Kon- 
ventions derart eingeschränkt, dass diese sich nur noch auf die 
Formulierung von Verfassungen erstreckten. 

Die rechtliche Stellung und die Machtbefugnisse dieser Kon- 
ventions den gesetzgebenden Körpern gegenüber sind aber heute 



1) In South-Carolina erklärte das Oberbundesgericht, die Verfassungen seien 
wieder im Wege der Gesetzgebung zu verändern. 

2) Die Charter in Rhode Island dauerte bis 1842, diejenige in Connecticut 
bis 1818. 

3) Constitntional Conventions § 7—17. 
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iKiCh nicht Tollie klar aQS£repr^. Nor eine weitere Praxis kann 
diese Verfaaltnisä« genau fixieren. Allerdings haben die Le^s- 
lataren die Eonventions einzabemfen/) and sie können durch 
Vorschriften ihre Thätigkeit insofern einschränken, als es die 
ojfentliche Sichertieit als notwendig erscheinen lässt. Die Legis- 
latur liat z. B. Massregela, <lie Wahl der Mitglieder dieser Kon- 
ventions betr. zu treffen, den Ort und die Zeit der Versammlung 
derselben zu bestimmen, sowie auch ihre l^rsranisation« den Eid 
zu formulieren und endlich darauf zu bestehen, dass der von 
der Konvention formulierte Verfassungsentwurf dem Volke vor- 
gelegt werde, d. L wann, wo und wie die betreffende Konvention 
ihre Thätigkeit auszuüben hat.^ Abgesehen davon, dass die 
Fwleral-Konvention von 1767, welche deswegen vielleicht als 
eine revolutionäre Versammlung aufzufassen ist, ihre Instruktion 
über den Haufen warf, gab es nur drei Konventions: Georgia 
1789, Ulinois 1862 und Pennsylvania 1872,0 welche die von den 
Legislaturen gemachten hemmenden Vorschriften unbeachtet 
Hessen. Jameson geht aber nnserer Ansicht nach zu weit, wenn 
er behauptet:^) „Die Konventions haben, auch wenn keine Ver- 
iKite von Seiten der Legislaturen vorhanden sind, kein Becht, 
einfache Gesetze in den Verfassungsentwurf zu inkorporieren, 
welche sie dem Volke zur Genehmigung vorzulegen haben.'' Die 
Zweckmässigkeit einer solchen Gesetzgebung Uesse sich aller- 
dings bestreiten, aber es genfigt, einige der neueren Verfassungen 
durchzusehen, um wahrzunehmen, dass eine solche Gesetzgebung 
in sehr ausgedehnter Form wirklich stattfindet. 

Trotz dieser obenerwähnten Kontrolle, welche den Legis- 
laturen über die Konventions zweifellos zustehen,, müssen diese 
jedoch nicht als Komitees der legislativen Körper aufgefasst 
werden, deren Kompetenz wesentlich auf die Ausarbeitung eines 
Entwurfes beschränkt ist. Diese Ansicht, deren Vertreter 
JamcHoii ist, scheint uns, streng juristisch genommen, vielleicht 
berechtigt zu sein (darüber wollen wir nicht urteilen), aber wie 

1) Siehe aber dieseD ganzen Gegenstand Jameson, «Constitutional Con- 
▼enUons" § 367--44y. 

2) «rameson, ebenda § SSO. 
.*{) Jameson, ebenda § «^2c. 
i) Ebenda § 420—35. 
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von Holst *) hervorhebt, ist sie ,,politisch verkehrt." Mit Recht 
charakterisiert dieser jene Behauptung Jamesons als einen Ver- 
such, der Verfas'sungskonvention eine Zwangsjacke anzulegen. 
Die Verfassungskonvention wie alle anderen Hemmungsmittel 
der gesetzgebenden Körper in den Vereinigten Staaten, interes- 
siert uns in erster Linie als politische Erscheinung, und als 
solche hat sie eben einen ganz anderen Charakter, als diejenigen 
eines einfachen Komitees der legislativen Körper. Für uns ist 
sie eher ein Komitee oder eine Eepräsentierung des souveränen 
Volkes, obwohl, wie Cooley*) hervorhebt, in sehr beschränktem 
Sinne, welche zwar nach gesetzlichen Vorschriften gewählt und 
beauftragt wird — also auch unter dem Gesetz steht — welche 
aber mit dem souveränen Volk in näherer Beziehung steht als 
die Legislaturen, und welche dem Volke in erster Linie ver- 
antwortlich ist. 

Wir verwerfen aber auch mit Jameson die Lehre, dass die 
Konventions souveräne Körper seien. Das Volk bedarf, um 
seine Souveränität wirklich geltend zu machen, nicht nur Garan- 
tien der legislativen und exekutiven Gewalt gegenüber, sondern 
noch vielmehr bedarf es einer Garantie diesen Konventions 
gegenüber, welche eine aussergewöhnliche und eigentümliche 
Stellung einnehmen und welche, wie die Geschichte Frankreichs 
und die Erfahrung der Vereinigten Staaten vor dem Bürger- 
kriege uns lehrt, oft eine verhängnisvolle und geradezu ver- 
derbliche Rolle spielen können. Diese Theorie, welche die 
Konventions nicht nur über die legislative Gewalt erhebt, indem 
sie dieselben von legislativen Vorschriften befreit, sondern ihnen 
auch eine unbeschränkte Gewalt über das Volk selbst einräumt, 
indem sie dieselben mit dem Volke selbst identifiziert, taucht, 
wie es scheint, zum ersten Mal in der Verfassungskonvention 
von New- York im Jahre 1821 auf.') In dieser Konvention 
äussert sich Mr. Livingstone in folgender Weise : „Mein Herr, 
das Volk ist selbst hier. Es ist durch seine Abgeordneten 
gegenwärtig. Keine Grenzen beschränkt unsere Prozeduren** 
u. s* f. Diese Lehre wird in den folgenden Jahren wiederholt 

1) Jameson, „Constitutional Conventions** Appendix c. 

2) ^Constitutional Limitations*" S. 44. 

3) Jameson, „Constitutional Conventions** § 308. 
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proklamiert und feierte ihren Sieg ''in den Konventions, welche 
die „Ordinances of Secession** durchführten, ohne sie dem Volke 
zur Ratification vorzulegen. So z. B. sagte Mr. Yancy in der 
Konvention von Alabama*)« »Das Volk ist hier in den Per- 
sonen seiner Vertreter. Das Leben, die Freiheit und das Eigen- 
tum sind in unseren Händen,** u. s. w. Diese Ordinances wurden 
dem Volke allerdings in Virginia, Georgia, Tenessee und Texas 
vorgelegt, aber nachdem die Secession schon läng$t eine voll- 
endete Thatsache war, und unter solchen Umständen, dass von 
einer freien, ehrlichen Stimmenabgabe gar nicht die Rede sein 
konnte. Diese Theorie scheint aber heute völlig verworfen zu 
sein, und ist als völlig beseitigt anzusehen.*) So viel von dem 
Konventions-System. Wir gehen also zum Referendum über. 

2. Das Beferendam. 

I 

a. Das Konventions-Referendum. 

Wenn es sich um eine Revision der ganzen Verfassung 
handelt, so wird die Frage, ob eine Verfassungskonvention ein- 
berufen werden soll, gewöhnlich an das Volk gerichtet. Einige 
Verfassungen verlangen, dass das Volk über diese Frage alle 

1) Jameson, „Constitutional Conventions" § 311, Note 2. 

2) Wir fügen noch hinzu, dass die Lehre von dem „Pouvoir constitoant** 
von Amerika nach Frankreich Obergegangen ist. Die Prinzipien der revolutio- 
nären Conventions aber, also nicht diejenigen der Verfassungsconventions, wie sie 
heute ausgebildet sind, wurden 1789 nach Frankreich übertragen. Lafayette 
(Memoires T. 4 S. 36) weist mit scharfem Blick darauf hin, dass die Behauptung 
von Sieves, dass die Lehre von der Trennung dem „Pouvoir constituant* und 
den ^Pouvoirs constitues** eine französische Erfindimg sei, unberechtigt ist, und 
dass die Franzosen, statt einen Schritt vorwärts, eigentlich einen Schritt rück- 
wärts gethan haben, indem sie 1789 im Gegensatz zu den Amerikanern eme 
Mischung der konstituierenden und legislativen" Funktionen eingeführt haben. 
Im Jahre III aber, als die Verfassung von 1791 umgeworfen wurde, hat allerdings 
die französische Legislatur ein System eingeführt nach rousseauisch-amerikani- 
schen Prinzipien. Dieses trat aber nie in Kraft, und die Jahre 1848 und 1870 
zeigten, wie wenig man in Frankreich aus der Erfahrung und aus dem ameri- 
kanischen Vorbild Nutzen gezogen hatte. Unter den zwei Napoleons wurden 
allerdings die Verfassungen durch sogen, plebiscites direkt vom Volke genehmigt 
Diese waren angeblich vom Senate, in Wirklichkeit aber vom Monarchen for- 
muliert. 
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sieben, zehn, sechzehn oder zwanzig Jahre abstimmen soll. 
Das nennen wir das Konvehtions-Referendum. 

b. Das Verfassungs-Referendum. 

Der Verfassungsentwurf sowohl als die einzelnen Amende- 
ments, werden heute immer dem Volke zur Genehmigung vor- 
gelegt.^) Dieses Prinzip ist aber, wie wir schon gesehen haben, 
nicht immer anerkannt worden. Von 157 Verfassungen oder 
Teilen derselben, welche von 192 Konventions formuliert wurden, 
sind nur 113 dem Volke vorgelegt worden; 44 dagegen nicht.*) 

Wir glauben, es beweisen zu können, dass dieses soge- 
nannte Verfassungs-Referendum in den Vereinigten Staaten sei- 
nen Ursprung in den Neu-England „town-meetings'' hat. Unter 
allen Staatsmännern der Revolution war es John Adams von 
Massachusetts, der am klarsten') die Natur und den Geist der 
amerikanischen Institutionen erfasst hat. Schon in dem Jahre 
1775 erklärte er, dass der Kongress dem Volke jeder Kolonie 
empfehlen sollte, sogleich Konventions einzuberufen und Re- 
gienuigen unter ihrer eigenen Autorität einzusetzen. „Denn 
das Volk," sagt er, „ist die Quelle aller Autorität und der Ur- 
sprung aller Gewalt.**^) Dieser Rat wurde von den Kolonieen 

1) Vor kurzem geschah das aber freilich in Missisippi nicht. 

2) Jameson, „Constitutional Conventions'' § 487—8. 

3) Jameson ebenda § 488. 

4) Diese Theorie der Volkssouveränität ist freilich keine amerikanische Er- 
findung. Sie wurde schon im Mittelalter von den Jesuiten Suarez und von Kar- 
dinal Bcllarmin u. a. vertreten (siehe Filmers Patriarcha Ch. 1 am Anfang) und 
wurde eine der heftigsten Streitfragen des 17. Jahrhunderts zwischen den Koyalis- 
ten und den Puritanern in England. Besonders klar kam diese Theorie zum 
Ausdruck bei den Quiikem. Etwa im Jahre 1675 schrieben die Qu&ker- Land- 
eigentümer (unter denen Wm. Penn war) an die ausgewanderten Quäker in West- 
New- Jersey: ^Wir stellen alle Gewalt dem Volke anheim**. Sehr merkwürdig ist 
der Charter, welcher dieser Kolonie im Jahre 1677 verliehen wurde, gewiss der 
merkwürdigste von allen. Völlige religiöse Freiheit ist gesichert; jedermann ist 
berechtigt zu wählen oder gewählt zu werden. Die Wähler sollen ihren 
Deputierten ausführliche Instruktionen erteilen, zu deren Be- 
folgung sich die letzteren durch Unterschrift und Siegel ver- 
bindlich zu machen haben. (Siehe Bankroft, ^Geschichte der Vereinigten 
Staaten", von Kretschmar verdeutscht, Bd. 2. S. 310 — 11. Der merkwürdige 
Charakter dieses Freibriefes scheint aber auf Bankroft keinen besonderen Ein- 
druck gemacht zu haben.) Der erste Verfassungsentwurf Pensylvanias bestimmte 
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aiigenomme]! und Eonventions einberufen. Aber die politischen 
Zustände waren damals so unsicher, die Prinzipien des ameri- 
kanischen Verfassungsrechtes bezw. die der Volks Souveränität 
so wenig verstanden und ausgebildet, und die Erfahrung iu der 
Selbstregierung so gering, dass nur in Neu-England, wo durch 
die town-meetings das Volk an eine kräftige Selbstregierung 
gewöhnt war, Verfassungen dem Volke direkt vorgelegt wurden. 
Wir betrachten es als keinen Zufall, dass Veifassungen nur 
in Massachusetts (1778) und in New-Hampshire (1779) dem 
Volke vorgelegt worden sind. Diese wurden aber vom Volke 
in den town-meetings verworfen, die in Massachusetts mit 
10000 gegen 2000 Stimmen, deshalb, wie es scheint, weil sie 
von der Legislatur formuliert wurde, und weil besonders auf 
dem Lande ein grosses Misstrauen gegen die legislative Gewalt 
gehegt wurde. Im Jahre 1779 wurde in Massachusetts zwei 
Fragen an das Volk gerichtet. Erstens, ob es überhaupt eine 
neue .Regierungsform wünsche und zweitens, ob es die Legis- 
latur ermächtige, eine besondere Konvention zu diesem Zwecke 
einzuberufen. Das Volk erteilt seine Einwilligung, und eine 
Konvention wurde einberufen, welche eine Verfassung, die 
grösstenteils von John Adams foi^nuliert wurde, dem Volke 
vorlegte. Diese Verfassung wurde eingehend in den town- 
meetings während mehrerer Tage diskutiert, und es wurden 
600—1000 Amendements vorgeschlagen.^) Im Jahre 1780 wurde 
die Verfassung vom Volke mit grosser Majorität adoptiert. In 
New-Hampshire wurde wie oben erwähnt, eine Verfassung im 
Jahre 1779 vom Volke verworfen, aber im Jahre 1781 wurde 
eine neue Verfassung *) dem Volke vorgelegt, aber diese wurde 
so viel in den town-meetings amendiert, dass sie von der Kon- 

denn auch, dass alle Gesetze dem Volke mitgeteilt werden sollen, und die Depu- 
tierten haben nichts zu tbun, als bei den Primärversammlungen über die Ent- 
scheidung des Volkes zu berichten. So konnte kein Gesetz ohne Bewilligung der 
ganzen Staatsgemeinde in Kraft treten. Diese Verfassung wurde aber derart 
modifiziert, dass dem Gouverneur statt dem Volke ein Vetorecht eingeräumt wurde 
(Siehe Bankroft 2, S. 337). 

1) Siehe Jameson, „Introduction to the Study of Constitutional and Political 
Ilistory of the States" in Johns Hopkins University Studios 4^^ Series 5 S. 23 a. s. f. 

2) Annals of the American Academy Nr. 40 S. 40 „The American Referen- 
dum*' von EUis F. Oberholzer. 
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vention wieder umgearbeitet werden musste. Endlich wurde 
ein dritter Entwurf im Jahre 1784 vom Volke genehmigt. In 
Rhode-Island und Connecticut blieben die alten „Charters** in 
Kraft, und in Vermont verhinderten es die politischen Zustände, 
dass die Verfassung vom Jahre 1777 dem Volke vorgelegt 
.wurde.') 

Ausserhalb Neu-Englands, also wo die town-meetyigs nicht 
existierten, wurden keine Verfassungen zu dieser Zeit dem 
Volke vorgelegt, obwohl in Pennsylvania, nachdem die Ver- 
fassung von 1776 oktroyiert worden war, wir von grosser Un- 
zufriedenheit unter dem Volke hören. Das „Supreme Executive 
Council** empfahl der Legislatur, die Frage an die Wahlberech- 
tigten zu richten, ob eine Konvention einberufen werden solle, 
um über die Regierungsform wieder zu beraten. Es geschah 
aber nicht, und die Verfassung von 1790 trat ohne Volks- 
abstimmung in Kraft, obwohl die Konvention eine Zeit lang ihre 
Sitzungen unterbrach, um dem Volke die Gelegenheit zu geben, 
dieselbe zu prüfen.*) Es ist sehr interessant zu beobachten, 
dass da, wo die town-meetings nicht existierten, dieses Prinzip 
nicht zum Durchbruch gelangte.^) Auch sehr bezeichnend ist 
die Thatsache, dass keine der ursprünglichen Kolonien dem 
Beispiele Massachusetts und New-Hampshires folgten, bis im 
Jahre 1821 es von New-York geschah, wo ähnlich wie in Mas- 
sachusetts, das Volk sowohl über die Frage, ob überhaupt eine 
Konvention einberufen werden soll oder nicht, als auch über 
die Verfassung selbst abstimmte*). Wir haben aber einige Bei- 
spiele einer Volksabstimmung in denjenigen Staaten, welche 
Verfassungen formulierten, ehe sie in die Union aufgenommen 
worden sind.*) So sind die Verfassungen von Mississippi (1817) 

1) Die New-IIampshire- Verfassung von 1776 trat allerdings auch ohne eine 
Volksabstimmung in Kraft, aber sie dauerte nur mehrere Jahre. Diejenige von 
1779 wurde, wie wir gesehen haben, dem Volke vorgelegt. 

2) Aehnlich verhielt es sich auch in South-Carolina. 

3) Jameson, ^Constitutional Conventions** § 489 u. s. w. scheint uns zu viel 
Gewicht auf die politischen Zustände zu legen und diese Thatsachen zu übersehen. 

4) In Georgia wurde aber die Verfassung von 1787 durch eine neue Con- 
vention genehmigt, was auch in Vermont geschah. 

5) Jameson will den Kongress allein als wahren Souverän in den Terri- 
torien anerkennen, aber hier wird er wieder durch seine streng juristische Auf- 
fassung verleitet. 
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und Maine (1819) vom Volke genehmigt worden. Von nun an^ 
sind die meisten alten wie neuen Staaten diesem Beispiele ge- — 
folgt, aber nicht oline Ausnahme. So wurde noch z. B. in Dela — 
wäre (1831), in Arkansas (1836), in Florida (1838) und in Mis- 
sissippi noch vor kurzem eine Verfassung oktroyiert. Auch die^ 
„Ordinances of Secession sind, wie gesehen, meistens nicht yotüm 
Volke ratifizieit worden. ^ Gehen wir nun zum Amendement — 
Referendum über. 

c. Das Amendement-Referendum. 

Viele Verfassungen enthalten Bestimmungen, welche nicht - 
durch Verfassungskonventionen formuliert worden sind. Die - 
Initiative in Betreff einzelner Abänderungen und Zusatzartikel 
steht heute fast immer den Legislaturen zu, aber eine Majorität 
von zwei Drittel oder drei Fünftel jedes Hauses wird gewöhn- 
lich in dieser Hinsicht verlangt. In Delaware allein kann die 
Legislatur die Verfassung auf dem Wege der Gesetzgebung 
amendieren. Aber auch hier wird das Volk indirekt zu Rate 
gezogen, indem eine zweite Legislatur über Amendements der 
vorausgegangenen Legislatur abstimmt. 

Die ersten Verfassungen enthielten gewöhnlich keine Be- 
stimmungen über ihre Amendierung. Von 119 Verfassungen haben 
neun keine solche Bestimmungen; 21 bestimmen, dass eine 
Amendierung nur durch Konventions geschehen darf; 35 dass 
nur durch die Legislaturen; und 45 schlagen beide Methoden 
vor.-) Also sehen wir, dass beide Methoden ein beinahe gleiches 
Ansehen haben, aber die legislative Methode scheint doch heute 
den Vorzug zu haben.') Sie ist schon von dem «Continental 
Congress'* der Revolution adoptiert worden, aber in den folgen- 
den Jahren wurde eine Amendierung der bestehenden Verfas- 
sungen, so weit wir wissen, durch Konventions allein vorge- 
nommen. Aber die Frage wurde erhoben, warum soll man eine 

1) Gewöhnlich genügt eine einfache Migorität der Abstimmenden; aber in 
einigen Staaten wird eine absolute Majorität aller Wahlberechtigten gefordert. 
In Rhode Island wird eine Dreifünftel-Majorität verlangt und in Souih-Carolina 
auch eine Zweidrittel-Majorität einer zweiten gewählten Legislatur. 

2) Jameson, „Coustitutional Conventions** S ^^^0. 
'.)) Die Amendements zählen etwa 200. 
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Konvention einberufen, um nur einzelne und vielleicht verhältnis- 
mässig unbedeutende Amendements zu funnulicren. Die Methode, 
welche in der Connecticut-Verfassung von 1818') enthalten ist, 
dass die betreifenden Amendements von zwei nach einander 
gewählten Legislaturen angenommen und dann von dem Volke 
genehmigt werden müssen, diente in der Zukunft als Muster, 
und das Amendement-Referendum in dieser oder verwandter 
Form ging in fast alle Verfassungen über. Eine Minderzahl 
der Staaten lässt gleich die Anträge der Legislatur an das 
Volk gehen. In den meisten Staaten aber kann wie in Connec- 
ticut die Frage über die Art der Amendierung auf die Neu- 
wahlen zur nächsten Legislatur einen Eintiuss ausüben, und 
dann wird sie dem Volke vorgelegt. Eine einfache Majorität 
der Abstimmenden genügt fast ohne Ausnahme.*)') 

Also sehen wir, dass im Grossen und Ganzen die Staaten- 
verfassungen wirklich nur eine dii^ekte Volksgesetzgebung sind, 

1) Art. 11. Siehe Hoiighs « American Constitutions"*, welche wir durchweg 
benutzt haben und Oberholzer, ^The American Referendum". 

2) Oft werden einzelne Antrage von der Verfassung abgetrennt dem Volke 
vorgelegt. So wurde z. B. das Wahlrecht der Frauen in Indiana, Nebraska, 
Ohio, Oregon und California dem Volke speziell vorgelegt, aber überall verworfen. 

3) Einige eigentümlichen Einrichtungen, welche an alte griechische und 
römische Beispiele crinnero, verdienen besondere Erwähnung. Die Vermont- Ver- 
fassung (§ 44) von 1777 bestimmte, dass im Jahre 1785 und jedes siebente Jahr 
nachher ein «Council of Censors**, aus 13 Personen zusammengesetzt, gewählt 
werden soll, deren Pflicht sei, die Verwaltung zu überwachen, und welcher die 
Machtbefugnis haben soll, Conventions einzuberufen, wenn es zur Amendirung, 
Ergänzung oder Auslegung der Verfassung absolut notwendig sei. Dieser »Council 
of Censors** existierte in Vermont bis 1870 und viele Conventions wurden von 
ihm berufen.* Eine ähnliche Einrichtung wurde in Pensylvania durch die Ver- 
fassung von 1776 (§ 47) geschaffen, aber der »Councir hielt nur zwei Sessionen 
und entfaltete keine grosse Thätigkeit. Im Jahre 1789 wurde er abgeschafft 
(siebe Jamesons ^Coostitutional Conventions § 220). In einigen Staaten wurde 
jüngst ein neues Experiment versucht. Es geschah zum erstenmal in New- York 
im Jahre 1872, und dieses Beispiel wurde seitdem in Michigan, Maine und New- 
Jersey nachgeahmt. Es wird nämlich eine «Constitutional-Commission" (von 
9 — 32 Personen) vom Gouverneur ernannt, um Amendements zu proponieren und 
der Legislatur vorzulegen. Mit Ausnahme von New-Jersey sind diese Commissions 
mehr oder weniger thätig gewesen und das Experiment scheint nicht ganz miss- 
lungen zu sein, aber irgend ein wertvolles Urteil können wir über die praktische 
Wirkung dieser Einrichtung nicht geben. Theoretisch betrachtet, scheint sie 
aber ausgezeichnet zu sein (Jameson, „Constitutional Conventions'' g 54(y a— d). 
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jeducb ohne mündliche Bericbterstattang und Beratung, wie es 
z. B. in einer sebweizeriscben Landesgemeinde der Fall ist. 
Diese Thatsacbe zeigt sich ah»er n«»ch klarer« wenn wir den 
Inhalt der Verfassunsren und deren Amendements kennen lernen, 
und die Frage aufwerfen, worin sich dieselben eigentlich von 
den einfachen Gesetzen materiell unterscheiden. 

Die Verfassungen pflegen nach v. Holst *) aus drei Teilen 
zu bestehen: die .Bill of Rights* (die Grundrechte), der ,Frame 
of government* (die eigentliche Verfassung) und die sogenannte 
„Schedule^ (Uebergangsbestimmungen von einem Rechtszustand 
in den anderen). Wir halten dieses für eine unvollkommene 
Einteilung und fugen noch mit Bryce *) die Grenzbestimmungen 
und Massregeln von gemischter Art hinzu, welche fSr uns be- 
sonders wichtig sind. Die Bedeutung und der Charakter dieser 
Massregeln ist, wir sind tiberzeugt, noch nicht genügend in der 
Litteratur hervorgehoben worden. Ihrem materiellen Inhalt nach 
sind sie eben meistens nur einfache Gesetze, welche vom Volke 
selbst erlassen werden. Solche Massregeln umfassen fast alle 
Gegenstände, welche gewöhnlich von den legislativen Körpern 
geregelt werden, wie z. B. Verwaltung überhaupt, Gründung 
und (Ertliche Lage öffentlicher Anstalten und Schulen, Familie, 
Erbschaft, Rechte und Pflichten von Korporationen, Fabrikation 
und Verkauf von geistigen Getränken, Lagerhäuser, Verwaltung 
des Staatseigentums und der Staatsschulden, Kanäle, öffentliche 
Woge, Einscluänkung des Kredits, öffentliche Verbesserungen, 
Feststellung von Steuern und des Zinsfusses, Verhältniss zwi- 
schen Schuldner und Gläubiger, Gehalte der Beamten, Schutz 
des Privateigentums, besonders in Bezug auf verheiratete Frauen, 
Monopole, Verbot des Duells und der Lotterie, Bestechung u. s. w.') 
Die neueren Verfassungen enthalten Gesetze, in denen die heu- 
tige sozialistische Tendenz wahrzunehmen ist, z. B. Massregeln 
über die Kinderarbeit, die Feststellung eines Achtstundentages 
im Dienste des Staates. Viele Bestimmungen sind direkt gegen 
die «-eset /gebenden Körper gerichtet, z. B. solche, welche so- 
woli) die Zahl und Zeit ihrer Sessionen einschränken, ak auch 

1) Starttsrocht der Vereinigten Staaten S. 144. 

2) „'I'lie Ainerican Common wealtli" Bd. 1 S. 427. 
:i) Siolio HoukIib .ConsiituiioDS''. 
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die Gegenstände ihrer Thätigkeit festsetzen und die Geschäfts- 
ordnung selbst hemmen.') Entsprechend diesem Charakter einer 
einfachen Gesetzgebung, welche man besonders in den neuerqu 
Verfassungen und Amendements beobachtet,') scheint auch eine 
Tendenz vorhanden zu sein, nicht nur von einer solchen Gesetz- 
gebung vermehrten Gebrauch zu machen, sondern auch die 
Amendierung von Verfassungen überhaupt zu erleichtern, wieder 
ein Beweis für das allgemeine Misstrauen, mit welchem man 
in den Vereinigten Staaten, im Gegensatz zu Europa, wie es 
scheint, den Legislaturen begegnet. Es wird heute nämlich oft 
nur eine einmalige Annahme von Amendements von Seiten der 
Legislatur gefordert. 

Wenn wir alle diese Thatsachen in Betracht ziehen, so ist 
ein immer zunehmender, obwohl vielleicht bedenklicher Wunsch 
von Seiten des Volkes, direkt an der Gesetzgebung teilzu- 
nehmen, nicht zu verkennen. Auch Wilson ') und Bryce ^) weisen 
auf die Gefahr hin, dass die amerikanischen Verfassungen über- 
haupt nur eine erschwerende Form der Gesetzgebung werden 
können, und Wilson hebt als besondere Nachteile dieser Form 
den Mangel an Stabilität der Verfassungen und den Verlust 
der sorgfältigen Unterscheidung zwischen Verfassung und Statut 
hervor. Es wird auch oft der Einwand gegen jede Art von 
Volksgesetzgebung geltend gemacht, dass sie die gesetzgebe- 
rischen Körper entwürdige und sie des Gefühles der Verant- 
wortlichkeit beraube. Es ist wohl anzuerkennen, dass die Ver- 
fassungen an Stabilität durch diese Verhältnisse etwas verlieren, 
weil das Bedürfnis sich eben geltend macht, sie öfter als die 
eigentliche Verfassung selbst zu verändern. Für solche Ver- 
minderungen sind aber erschwerende Formen vorhanden, welche 
jedoch in der Praxis keine grossen Schwierigkeiten mit sich 
führen. Es fragt sich auch, ob die gewöhnliche Gesetzgebung 
nicht einer grösseren Stabilität und Sorgfalt bedürfe, als es 



1) Dies sind freilich Bestimmungen, welche wieder mehr den Charakter 
einer eigentlichen Verfassung haben. 

2) Siehe besonders die Verfassungen North- und South-Dakotas, Montanas, 
Washingtons, Idahos u. s. w. 

3) Wilson, «The State" S. 489. 

4) Bryce, „The American Commonwealth" Bd. 1 S. 428. 
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faeaU; in 'len Vereinigten Staaten der Fall ist, and ob eine 
Vo]k«!ir<f«^tzirebang diesen Charakter nicht haben würde. Die 
«irei tTo^rten ansländinchen Schriftsteller, welche die amerika- 
ni'i' he fiemoknitie beobachtet und beschrieben haben (de Toqae- 
vilh;, V, Holst und Bryce) können den konservativen Charakter 
derselben nicht genug bewundern, und die Ausschreitungen der 
Legislaturen in den Vereinigten Staaten, welche an die Worte 
KoQsseaus erinnern: „iJarch grosse Trägheit und viel Geld haben 
die Bürger endlich Soldaten, um das Vaterland zu unterjochen, 
und Repräsentanten, um es zu verkaufen*', machen unserer An- 
sicht nach noch einen weiteren Gebrauch dieser Hemmnngs- 
mittel der legislativen Körper höchst wünschenswert. Den for- 
mellen Verlust der (Unterscheidung zwischen Verfassung und 
Statut halten wir nicht für ein sehr grosses Uebel. In England 
hat dieser (unterschied nie ex i stiert. ^ Der Einwand, dass die 
legislativen Köriier durch direkte Teilnahme des Volkes an der 
(iesetzgebung an Würde und Verantwortlichkeit verlieren wür- 
den, scheint nur einen theoretischen Charakter zu haben, wel- 
cher eine wissenschaftliche Beurteilung unmöglich macht. Man 
könnte; denselben Einwand gegen alle anderen Hemmungsmittcl 
der legislativen Köri)er auch geltend machen. *) Der wichtigste 
Einwand, den man gegen eine direkte Volksgesetzgebung er- 
heben kann, ist dagegen einer von höchst praktischer Bedeu- 
tung, nämlich der, dass das Volke die nötige unterscheidende 
Einsicht und Fülle von Kenntnissen nicht besitzt, um Gesetze 
zu machen.^) Rousseau giebt selbst zu, dass, obwohl man das 
Volk nicht verderben kann, man es doch oft betrügen kann. 
Er sagt: «Aus sich selbst will das Volk immer das Gute, aber 
es sieht es nicht immer selbst. Der allgemeine Wille ist immer 
recht, aber das Urteil, welches es führt, ist nicht immer auf- 
geklärt/ Diesen Einwand könnte man aber gegen jede dcmo- 

1) Abgesehen davon, dass während einer kurzen Zeit das ^Instrument of 
OoTernroenf* von Iß.OS in Kraft war. 

2) Kr gleicht dem von John Stuart Mill gegen die geheime Wahl. AUerlei 
theoretische Gründe sprechen gegen diesen Wahlmodus, aber er hat sich in der 
Praxis als das Beste, weil das Sicherste, erwiesen. Man muss immer die that- 
silrhlichen Verhältnisse zur Gnmdiage einer politischen Beurteilung machen. 

3) Contrat Social Ch. 3, ß Bk. 3. 
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kratische Richtung geltend machen und oft gegen die Legis- 
laturen und Monarchen selbst. Mit Rousseau glauben wir, dass 
das Volk fast immer das Gute oder wenigstens sein eigenes 
Interesse will, was sich nicht immer von den Legislaturen und 
Monarchen behaupten lässt. Die Erfahrung in den Vereinigten 
Staaten lehrt, dass ausgezeichnete Männer eich nicht häufig in 
den Legislaturen befinden, und dass in diesen lokale und selbst- 
süchtige Interessen herrschen. Uebrigens treten wir für eine 
vollkommene Volksgesetzgebung nicht ein und besprechen nur 
eine weitere Ausdehnung derselben in dem Masse, als es not- 
wendig erscheint, um die Ausschreitungen der Legislaturen zu 
verhindern. Je allgemeiner der Inhalt einer solchen Gesetz- 
gebung, desto besser. Man muss auch immer auf die thatsäch- 
licheii Verhältnisse unter dem Volke, wie z. B. den Bildungs- 
grad und die sittlichen Zustände Rücksicht nehmen. Besondere 
Nachteile dieser Form der Gesetzgebung sind der Mangel an 
gründlicher Beratung und Debatte, die Tyrannei der öff'entliclien 
Meinung und der Majorität und die grossen mechanischen 
Schwierigkeiten, welche damit verbunden sind. Was aber den 
ersten Nachteil betrifft, heben wir nur die wichtige Stellung 
der Presse und der öffentlichen Rede in den Vereinigten Staaten 
hervor. Sehr zu Gunsten dieser Form der Gesetzgebung spricht 
der Umstand, dass Volksgesetze die öffentliche Meinung oder 
wenigstens die Majorität für sich haben, was man von anderen 
Gesetzen nicht immer sagen kann. Bryce ') bemerkt hierzu sehr 
treffend: »Die Vortrefflichkeit von , populär government** liegt 
nicht so viel in ihrer Weisheit, als in ihrer Stärke." Die Er- 
fahrung in den Vereinigten Staaten hat auch Rousseaus Ansicht 
bestätigt, dass das Volk weniger bestechlich ist, als seine Re- 
präsentanten. Ein ausgezeichneter englischer Schriftsteller Ka- 
nadas bemerkt:*) „Das Volk kann nicht im Vorzimmer bearbeitet 
oder hinter das Licht geführt werden ; das Volk hat keine Furcht, 
nicht wieder gewählt zu werden, wenn es auch etwas verwirft, 
was von den Irländern, „Prohibitionists", Katholiken oder Me- 
thodisten unterstützt wird." Was die mechanischen Schwierig- 



1) ^The American Commonwealth- Bd. 2 S. 252. 

2) Goldwin Smith in Contemporary Revieu. 
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keiten dieser Form der Gesetzgebung betrifft, können wir nur 
mit Rousseau wiederholen: ,,Wo das Recht und die Freiheit 
alles ist, sind die Unbequemlichkeiten nichts.* ') 

d. Das Gesetzesreferendiim. 

Das Referendum kommt aber in den Vereinigten Staaten 
nicht allein, obwohl hauptsächlich als Verfassungs- und Amen- 
dementreferendum vor, auch ganz ähnlich, sondern einfache 
Gesetze über gewisse Gegenstände werden, wie in der Schweiz 
gemäss Verfassungsbestimmungen dem Volke vorgelegt. Rütti- 
man ^) und Orelli ') (der Rüttiman in diesem Punkte folgt), haben 
daher Unrecht, wenn sie behaupten, dass es in den Vereinigten 
Staaten weder Referendum noch Veto gäbe.*) Rüttiman wider- 
spricht sich aber, indem er zugiebt, dass „ganz ausnahmsweise 
hie und da besonders wichtige Beschlüsse der Gesetzgebung von 
der Zustimmung des Volkes abhängig gemacht werden.^) Als 
Beispiel dieser Art der Gesetzgebung erwähnt Rüttiman eine 
Bestimmung in der Rhode Island- Verfassung von 1842, welche 
die ausdrückliche Zustimmung des Volkes verlangt, um den 
Staat mit einer Schuld von mehr als $ 50 000 zu belasten, ansscK: 
im Falle eines Krieges oder Aufruhres.^) Solche ßestimmungc^^\ 
kommen a])er viel häufiger vor, als man nach Rüttiman scjiliessi^t 
könnte.') Diese Bestimmungen, welche sich hauptsächlich a^ ^^ 



1) Der Einwand, dass eine Volksgesetzgebung den höheren Kultarinteres! 
nicht günstig sei, ist für die Veretnigten Staaten nicht zutreffend, da diese 
docli meistens auf der Initiative von Individuen beruhen. 

2) Rüttiman, N.-A. Bnndesstaatsrecht § 104. 

3) OrelU, „Das Staatsrecht der schweizerischen Eidgenossenschaften* S. 7P. 

4) Volksveto ist wohl hier gemeint. 

5) Es wird sogar von einigen Schriftstellern behauptet, dass die AmerikftX'er 
überhaupt kein echt republikanisches Volk seien. Siehe Note 1 S. 358 in der 
Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft 1893 in einer Abhandlong von 
G. Vogt, wo Baron Hubner und Moncure D. Conway («Republican Institutions", 
Lond. 1872) als Vertreter dieser merkwürdigen Ansicht angegeben sind. 

6) Art 4 § 13. Freilich sind solche Bestimmungen nicht sehr häufig za 
Rüttimans Zeit vorgekommen. 

7) Das ist besonders in den neueren Verfassungen der Fall. Diese sind 
aUe länger, detaillierter, und man kann sagen, demokratischer, indem sie immer 
mehr das Volk und die executive Gewalt den Legislaturen gegenüberstellen. Daa 
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finanzielle Angelegenheiten beziehen, und welche man als Finanz- 
referendum auffassen könnte, gehen meistens darauf hinaus, die 
Befugnis der Legislaturen und Lokalbehörden, Geld aufzunehmen 
und Steuern zu erheben, einzuschränken. Die Tendenz scheint 
fast überall vorhanden zu sein, das Volk gegen staatliche und 
munizipale Ausschreitungen dieser Art in genannter Weise zu 
schützen. Das Maximum, über welches der# Staat in der Aus- 
übung seiner Befugnis, Geld zu beschaffen, ohne eine Volksab- 
stimmung, nicht hinausgehen kann, erstreckte sich in den ver- 
schiedenen Staaten, welche diese Einrichtung haben von $ 50000 
bis / 1000000*). Die Verfassung Idahos (Art. 8 § 1) bestimmt, 
dass keine Staatsschuld ohne Volksgenehmigung 1 V« Prozent des 
steuerfähigen Eigentums übersteigen darf, und die von Wyoming 
bestimmt, dass eine neue Staatsschuld in keinem Jahre die Ein- 
nahme des Staates im betreffenden Jahr ohne eine Volksab- 
Stimmung übersteigen soll. Einige Verfassungen bestimmen auch 
ein Maximum des Steuerfusses, welches nicht ohne Referendum 
gesteigert werden kann. So fixiert es Montana *) z. B. auf 1 V» 
Milles pro Dollar und Colorado*) auf 6 Milles. In ähnlicher 
Weise werden auch Gesellschaften, Munizipalitäten und Town- 
ships, ja sogar Schulbezirke in California,*) vielfach in ihrer 
Machtbefugnis eingeschränkt. 



AYachstum der executiven Gewalt ist auch als eine demokratische Kichtung au^ 
Zufassen, weil es sich in der Praxis erwiesen hat, dass das Volk die Executive 
Viel besser als die Legislaturen kontrollieren kann. 

Uebrigens zeigen die Verfassungen der Einzelstaaten nicht, wie es in der 
Schweiz der Fall zu sein scheint, dass das Volk zu Veränderungen sehr geneigt 
ist. So ungefähr 25 Jahre, also beinahe ein Menschenalter, wie JefTerson es 
^wollte, scheint die Durchschnittsdauer einer Verfassung in den Vereinigten Staaten 
^u sein. Einzelne Amendements sowohl als ganze Verfassungen werden oft vom 
Volke verworfen, z. B. sechs Verfassungen und 28 Amendements in zehn Jahren. 

1) In der Schweiz existiert das Finanzreferendum in zwölf Kantonen. Das 
Maximum erstreckt sich von 2000—1000000 Frs. (siehe Orelli, Note 2, S. 108). 
Da uns eine vollkommene Liste der Verfassungen nicht zur Verfagung steht, 
können wir überhaupt ganz bestinunte Zahlen nicht angeben. Es existiert aber 
wenigstens in 14 Staaten. 

2) Verfassung von 1889 Art. 2, § 9. ' 

3) Art 10 § 11. 

4) Verfassung von 1879 Art. 11, § 18. 
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Einige Verfassungen enthalten auch Bestimmungen, welche 
die Einrichtung von Banken von dem Willen des Volkes ab- 
hängig machen, z. B. lowa.^ Die Verfassung von Wisconsin 
bestimmt aber, dass das Volk über die Frage abstimmen soll: 
„Bank oder keine Bank,** ehe ihm ein allgemeines Bankgesetz, 
oder spezielle ,,Bank charters" (Freibriefe) vorgelegt werden 
können. Das ist ähnlich wie bei Verfassungsänderungen durch 
Konventions eine Art von Doppelreferendum. 

In wenigstens 15 Staaten (in allen neueren) verlangen die 
Verfassungen eine Abstimmung über die örtliche Lage der Haupt- 
stadt.*) Dieses wird auch in einigen der neueren Verfassungen 
auf die Counties oder Grafschaften ausgedehnt.') 

Es existieren noch viele Beispiele eines Gesetzesreferendums 
von verschiedener Art in den einzelnen Staaten, so z. B. kann 
der Illinois- und Michigan-Kanal nicht ohne Volksgenehmigung 
verkauft oder verpachtet werden,*) und die Kosten von / 3 500 000 
des neuen Regierungsgebäudes können auch nur auf diese Weise 
vermehrt werden.^) In Nord-Carolina ^) kann die Legislatur 
ohne Volksabstimmung den Kredit des Staates nicht einer Per-^ 
son, einem Verein oder einer Korporation verleihen. In Kansas 
können die Schulgüter nicht olme Zustimmung des Volkes ver- 
kauft werden. In Colorado erstreckt sich das Referendum auf 
den Kredit des Staates zur Errichtung von öffentlichen Gebäu- 
den,') wie auch auf die Frage des Stimmrechts der Frauen.*) 
In Texas- wurde die Bestimmung der örtlichen Lage einer hohen 
Schule für die Neger dem Volke überlassen.^) In Wyoming kann 
die örtliche Lage neuer staatlichen Anstalten überhaupt nur 



1) Verfassung von 1846 Art. 7. 

2) Dieses Referendum scheint zum erstenmal in der Verfassung voa Texas 
im Jahre 1845 vorzukommen. 

3) Gewöhnlich ist eine grössere Majorität notwendig, um die Hauptstadt 
zu wechseln. Eine solche wird auch gewöhnlich in den Grafschaften^ gefordert 

4) Zusatz Art. 10. 

5) Art.. 4, § 33. 
G) Art. 5, § 4. 

7) Art 11, § 5. 

8) Art. 7, § 2. Vor kurzem ist das Stimmrecht in diesem Staat diircli eine 
Volksabstimmung den Frauen eingenlumt worden. 

d) Art. 7, § 14. 
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durch eine Volksabtstimmuiig bestimmt werden.^) Ein Plan der 
proiK)rtionalen Repräsentation wurde durch eine Bestimmung der 
Verfassung von 1872 in West-Virginia dem Volke vorgelegt, luid 
in Soutli Dokota*) wurde vor kurzem die Frage einer Repräsen- 
tation der Minorität vom Volke verneint, dagegen wurde aber 
die sogenannte „prohibition"-Frage bejaht. In Nord-Dokota *) 
wurde bestimmt, dass über die Prohibitions - Frage, und in 
Washington,*) dass über die Frage des Frauenstimrarechst so- 
wohl über die Prohibitionsfrage abgestimmt werden solle. Diese 
Fragen sind, wie schon gesehen, auch in anderen Staaten an 
das Volk gerichtet worden. Die Legislaturen begannen, wie wir 
schon gesehen haben, etwa im Jahre 1860, um sich wahrschein- 
lich einer Verantwortlichkeit für gewisse Handlungen und der 
Lösung von schwierigen Problemen zu entziehen, die Entschei- 
dung über gewisse Fragen aus eigener Initiative einer Volks- 
abstimmung zu überlassen, wie z. B. über den Handel mit geisti- 
gen Getränken. Die Richter aber, sich auf das Lockische Maxim 
stützend, »Delegata potestas non delegatur** *) erklärten Gesetze, 
welche in dieser Weise zu Stande gekommen sind, für verfas- 
sungswidrig.^) Wir haben dieser Maxime schon früher eine ein- 
gehende Erörterung gewidmet. 

e. Das „local option^-Referendum. 

Diese Maxime werden aber, wie wir schon erwähnt haben, 
auf Munizipalitäten, Grafschaften, Bezirke u. s. w., d. h. auf Teile 
eines Staates nicht angewendet. Wir haben schon früher einige 
Beispiele des „local option" -Referendums erwähnt. Es wird 
hauptsächlich in Bezug auf polizeiliche Massregehi, besonders 
auf den Handel mit geistigen Getränken angewendet, aber auch 

1 ) Art. G, § 50. 

2) Verfassung von 1889, Art. 24 und 25. 

3) Verfassung von 1889, Art. 20. 

4) Verfassung von 1889. Beide Fragen wurden verneint. 

5) Siehe oben Abschnitt II. 

6) Ausserdem ist von den Geri(ihten erklärt worden, dass das Volk auch 
Dicht zur Aufhebung eines Gesetes befugt sei. Siehe eine ganze Reihe von 
Entscheidungen, welche auf S. 137, Note 1 Coole j, nConstitntional Limitations "^ 
angegeben sind. Siehe auch S. 139—140 N. 2. 
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auf die Frage der Sonntagsruhe u. s. w. Vi erundz wanzig Staa- 
ten geben den Grafschaften das Recht, über ihre Grenzregu- 
lieiningen, ihre Teilung und Vereinigung abzustimmen. Neunzehn 
Verfassungen räumen ihnen das Recht ein, über die örtliche 
Lage ihrer Hauptstädte abzustimmen. In vielen Staaten können 
die Grafschaften, Munizipalitäten u. s. w. auf diese Weise ihren 
Kredit und ihre Steuerbefugnis bestimmen, oder Verbesserungen 
(Inprovements) vornehmen.*) In einigen Staaten können sogar 
die Grafschaften über ihre Township-Organisation abstimmen^ 
und in California und Washington werden die »City Charters** 
(städtische Freibriefe) und deren Amendierung den betreifenden 
Bürgern vorgelegt. Es wird den Wahlberechtigten einer zu 
incorporierenden Municipalität sehr häufig gestattet, über die 
Frage ihrer Inkorporation überhaupt abzustimmen.^) 

Eine Volksinitiative, wie sie in der Schweiz existiert, kommt, 
wenn überhaupt, in den Vereinigten Staaten nur vereinzelt vor. 
Die zwei Beispiele, die wir kennen, kamen in Rhode Island') 
während der kolonialen Periode vor, wo die Towns alle Ge- 
setzesvorschläge, ehe sie von der Legislatur adoptiert werden 
konnten, übereinstimmend dieser vorlegen mussten, und in den 
Massachusetts- Verfassungen von 1853,*) welche nie in Kraft 
traten. In dieser Verfassung wurde der Vorschlag gemacht, 
dass wenn »towns** oder Städte, welche ein Drittel der Wahl- 
berechtigten des Staates umfassen, den Antrag stellen, eine 
Konvention einzuberufen, die Legislaturen verpflichtet seien, die 
Frage an das ganze Volk zu richten, oder diese selbst einzu- 
berufen. 

Die Unterscheidung, wie sie in der Schweiz gemacht wird, 
zwischen dem „fakultativen** und „obligatorischen** Referendum 

1) Oft wird die Ausübung dieser Befugnisse der Sfädte, Grafschaften u. s. w. 
von einer Volksabstimmung derselben abhängig gemacht. In einigen Staaten 
wird ein Maximum des Steuerfusses für die Städte, Grafschaften n. 8. w. fest- 
gestellt, welches nicht ohne eine Abstimmung des betreffenden Bezirkes gesteigert 
werden kann. 

2) Die Verfassungsmässigkeit solcher „Local Option laws"* wird heute nur 
noch in einigen Staaten bestritten, z. B. Iowa und California. „Local Option** 
wird auch sehr häufig in England und Canada angewendet. 

3) Goss, „Town and County'' Regierungen in den Vereinigten Staaten (M. S.). 

4) Siehe Jameson, nConstitutional Conventions** § 5d5. 
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existiert daher in den Vereinigten Staaten nicht. Das Wort 
„Eeferendum" wird selbst sehr selten gebraucht, jedenfalls nur 
von denjenigen, welche die schweizerischen Verhältnisse kennen. 
Das Verfassungs- und Amendement-Referendum sind zweiflfellos 
obligatorisch, sowie auch das Gesetzesreferendum, wenn von 
der Verfassung vorgeschrieben. ') Das Konventions- und das 
„local Option*' -Referendum dagegen können auch „fakultativ** 
sein, in dem Sinne, dass bei Mangel von Verfassungsbestim- 
mungen es im Belieben der Legislatur steht, Fragen dieser Art 
dem Volke vorzulegen. 

Wir machen noch darauf aufmerksam, dass prinzipiell eine 
allgemeine Wahl der Parlamentsmitglieder in England auch eine 
Art von Referendum ist, da gewöhnlich ganz bestimmte Fragen 
oder Prinzipien dem Volke bei der Wahl zur Entscheidung vor- 
liegen, und da eine Auflösung des Parlaments eine direkte und 
entscheidende Appellation an das Volk ist. Die Bedeutung der 
bye-elections (Nebenwahlen) ist auch in Betracht zu ziehen. 
Wir sind der Ansicht, dass in England, wie in den Vereinigten 
Staaten, das reine repräsentative System sich nur noch dem 
Namen nach oder in der Theorie erhalten hat. Freilich ist es 
sehr schwer, ja man kann sagen, ganz und gar unmöglich, 
wissenschaftlich festzusetzen, wie weit in den betreffenden 
Ländern die Abgeordneten sich als Repräsentanten des ganzen 
Landes oder nur als Delegaten oder Bevollmächtigte ansehen 
und demnach handeln. Die letztere Ansicht scheint aber fak- 
tisch wenigstens in den Vereinigten Staaten die herrschende 
zu sein. 



1) Sonst wird es, wie wir gesehen, für verfassungswidrig erkläi't. 
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Abschnitt IV. 



Hemmungsmittel verschiedener Art. 

In den Verfassungen der Einzelstaaten sind noch eine ganze 
Reihe von Hemraungsmitteln verschiedener Art enthalten, welche 
bestimmt sind, die gesetzgeberische Thätigkeit der Legislaturen 
dadurch einzuschränken, dass ihnen die Zahl und Dauer ihrer 
Sessionen vorgeschrieben ist, und ihre Geschäftsordnung ge- 
hemmt wird. 

Was die Zahl und Dauer der Sessionen betrifft, hat sich 
in neuester Zeit eine Strömung in der öffentlichen Meinung 
geltend gemacht, die, wie v. Holst sagt,*) vielleicht im Laufe 
der Zeit dahin führen wird, dass die einjährige Legislatur- 
periode ganz verschwindet. Die meisten Staaten (alle die 
neueren) haben die zweijährigen Sessionen eingeführt. Aber die 
Erfahrung hat gelehrt, dass dieses Mittel, die gesetzgeberische 
Thätigkeit der Legislaturen (welche geradezu eine ungeheure) 
einzuschränken, ganz unzulänglich ist. Die Gesetzgebungs- 
statistik der Staaten zeigt, dass bei der einjährigen Session 
in jedem Jahre ebensoviele Gesetze gemacht werden, wie bei 
den zweijährigen Sessionen in jedem zweitem Jahre.*) Deshalb 
haben viele Staaten den Versuch gemacht, auch die Dauer der 
Sessionen auf 40—90 Tage zu begrenzen. ' Das ist heute in 
wenigstens der Hälfte der Staaten der Fall. Einige haben, 
wie z. Nebraska (1867) das eigentümliche, aber sehr wirksame 
Mittel versucht, keine Diäten über eine gewisse Zeit (in Ne- 
braska 40 Tage) hinaus zu bezahlen, oder wie in Wisconsin 
(1867) statt der Diäten ein sehr massiges Jahresfixum zu be- 
zahlen.*) 



1) Staatsrecht der Vereinigten Staaten S. 145. 

2) Von Holst, ebenda S. 146. 

8) Ausserordentliche Sessionen sind oft auf 15—40 Tage beschränkt und 
während dieser Sitzung wird der Legislatur häufig verboten, Gegenstände zu be- 
raten, welche nicht bei der Einberufung derselben ausdrQcklich erwähnt sind. 



- 71 — 

Eine grosse Anzahl von Verfassungen bestimmt, dass jedes 
Gesetz nur einen Gegenstand betreffen darf, eine Bestimmung, 
die gegen die sog. „Reiter*' gerichtet ist. Viele Verfassungen 
verlangen, dass jede Bill dreimal laut und deutlich ihrem vollen 
Wortlaut nach, gewöhnlich an verschiedenen Tagen vorgelesen 
werden muss, auch fordern viele Verfassungen zur Annahme 
eines Gesetzesentwurfes nicht die Mehrheit der anwesenden 
oder abstimmenden Mitglieder, sondern eine Majorität aller er- 
wählten Mitglieder.*) Um eine übereilte Gesetzgebung zu ver- 
hindern, bestimmen einige Verfassungen, dass neue Bills ohne 
eine erhöhte Majorität überhaupt nicht, oder nicht vor einer 
bestimmten Zeit nach Beginn der Session (25 bis 60 Tage) oder 
nach Verlauf einer gewissen Zeit vor dem Ende oder nach der 
Vertagung der Legislatur eingeführt werden sollen. Oft wird 
verlangt, dass alle Bills u. s. w. gedruckt und veröffentlicht 
werden müssen, ehe sie in den Häusern beraten werden können. 
Die Mehrheit der Verfassungen bestimmt, dass kein Gesetz 
durch Verweisung auf Titel amendiert oder verändert, sondern, 
dass das amendierte oder revidierte Gesetz im Ganzen publi- 
ziert werden soll. Es wird vielfach auch gefordert, dass keine 
Bill derart amendiert werden soll, dass sie ihren Zweck ändert. 
Es sind in den Verfassungen noch andere Hemmungsmittel ent- 
halten, die man kaum unter ein Schema bringen kann,*) z. B. die 
Besoldung der Gesetzgeber soll nicht während der Session er- 
höht oder vermindert werden; sie sollen nicht zu Aemtem 
ernannt werden, welche sie selbst geschaffen haben. Die Auf- 
einanderfolge der Zahlung von „ Appropriation s" wird oft vor- 
geschrieben. „Appropriation 8** können nicht für eine längere 
Zeitdauer als zwei Jahre gemacht werden; kein Gesetzgeber 
soll durch einen Kontrakt mit dem Staate interessiert sein; 
kein besoldeter Beamte eines Einzelstaates oder der Union soll 
zu gleiclier Zeit Mitglied der Legislatur sein u. s. f. 

1) „Special Legislation** wird in den meisten Staaten entweder gänzlich ver- 
boten oder nur allgemeinen Gesetzen überlassen. Diese Bestimmungen sind aber 
eher als materielle Schranken, wie als Hemmungsmittel der gesetzgeberischen 
Thätigkeit aufzufassen. 

2) Siehe Davis, „Constitutions" S. 20, Oberhaupt Houghs „Constitutions**. 



